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Der «Unglücksfall» von Beit Hanun

Mit einem Wort: Massaker
Jeder Gedanke einer Gleichsetzung von Qassams und Artilleriegranaten, der
sogar von einigen Peacenics gemacht wurde, ist vollkommen falsch. Und nicht
nur deshalb, weil es keine Symmetrie zwischen Besatzern und Besetzten gibt.
Hunderte von abgefeuerten Qassams, die seit mehr als einem Jahr abgefeuert
wurden, haben einen einzigen Israeli getötet. Den israelischen Granaten, Rake-
ten und Bomben sind Hunderte von Palästinensern zum Opfer gefallen.

Von Uri Avnery Schuld gegeben werden kann – wie
z.B. ein Blitzschlag. Eine Tragödie ist
ein trauriges Geschehen oder eine Si-
tuation wie die der Einwohner von
New Orleans nach der Flutkatastro-
phe. Das Geschehen in Beit Hanun
war tatsächlich traurig aber keine Tat
Gottes, es war eine Tat, die Menschen
beschlossen und ausgeführt haben.

Unmittelbar, nachdem die Fakten
bekannt wurden, trat der ganze Chor
der professionellen Apologeten und
Rechtfertiger auf und die, die ihr Be-
dauern ausdrücken und Vorwände er-
finden, ein Chor, der in solchen Fällen
in fieberhafte Aktion tritt.

«Ein unglückseliger Irrtum … er
kann in der besten Familie passieren
… der Mechanismus eines Geschüt-
zes kann falsch funktionieren …
Menschen können Fehler machen
…Errare humanum est, Irren ist
menschlich … wir feuerten zehntaus-
ende Artilleriegranaten ab, und es gab
nur drei Unfälle (in der Olmert-Pe-
retz-Halutz-Ära war der erste in Kana
im 2. Libanonkrieg, der zweite ereig-
nete sich an der Gaza-Küste, wo eine
ganze Familie ausgelöscht wurde).
Aber wir entschuldigten uns doch!
Was verlangen sie denn noch von
uns?»

Es gab auch Argumente wie «Sie
sind selber schuld!» Wie üblich: die
Schuld liegt beim Opfer. Die kreativs-

te Erklärung kam vom stellvertreten-
den Verteidigungsminister Ephraim
Sneh: «Die praktische Verantwortung
liegt bei uns, aber die moralische bei
ihnen.» Wenn sie Qassam-Raketen
abschiessen, was können wir anderes
tun, als mit Granaten reagieren?

Ephraim Sneh gelangte erst vor kur-
zem in die Stellung eines Stellvertre-
tenden Verteidigungsministers. Diese
Ernennung war der Dank dafür, dass
die Arbeitspartei sich mit Avigdor
Libermans Eintritt in die Regierung
einverstanden erklärte (in biblischer
Sprache würde man dazu «Huren-
lohn» sagen, Deut.23,19). Nun, nach
nur wenigen Tagen im Amt, wurde
Sneh die Möglichkeit gegeben, seinen
Dank auszusprechen.

Jeder Gedanke einer Gleichsetzung
von Qassams und Artilleriegranaten,
der sogar von einigen Peacenics ge-
macht wurde, ist vollkommen falsch.
Und nicht nur deshalb, weil es keine
Symmetrie zwischen Besatzern und
Besetzten gibt. Hunderte von abge-
feuerten Qassams, die seit mehr als
einem Jahr abgefeuert wurden, haben
einen einzigen Israeli getötet. Die is-
raelischen Granaten, Raketen und
Bomben haben Hunderte von Palästi-
nensern getötet.

Haben die Granaten die Wohnun-
gen der Leute absichtlich getroffen?
Da gibt es nur zwei mögliche Antwor-
ten: Die extreme Version: Ja. Die Fol-
ge der Ereignisse weist in diese Rich-
tung. Die israelische Armee, eine der
modernsten in der Welt, hat keine
Antwort auf die Qassams, eine der
primitivsten Waffen. Diese Kurzstre-

«Dankt Gott für die amerikanischen
Wahlen», seufzten die Minister und
Generäle erleichtert auf.

Sie freuten sich nicht über den
Fusstritt in den Hintern, den das
amerikanische Volk George W. Bush
verabreichte. Sie lieben Bush.

Aber wichtiger als die Abfuhr, die
Bush erteilt wurde, ist die Tatsache,
dass die Nachrichten aus Amerika die
schrecklichen Berichte über das, was
in Beit Hanun geschehen war, beiseite
schoben. Statt Schlagzeilen zu ma-
chen, wurden sie ganz unten auf die
Zeitungsseite gedrängt.

Die Dinge beim richtigen Namen zu
nennen, ist der erste bedeutende revo-
lutionäre Akt, sagte Rosa Luxemburg.
Wie soll man also das benennen, was
in Beit Hanun geschah?

«Ein Unglücksfall», sagte eine hüb-
sche Fernsehansagerin in einem der
TV-Programme. «Tragödie», sagte
ihre ebenfalls hübsche Kollegin auf
einem anderen Kanal. Eine dritte, die
nicht weniger attraktiv war, schwank-
te zwischen «Vorfall», «Fehler» und
«Unfall». Es war tatsächlich ein Un-
glücksfall, eine Tragödie und ein Un-
fall. Aber vor allem war es ein Massa-
ker, ein M-a-s-s-a-k-e-r.

Das Wort «Unglücksfall» lässt an
etwas denken, wofür niemandem die

25. November bis 2. Dezember 2006

Nahost-Friedenswoche

Über 20 vorab friedenspolitische Organisationen organisieren in verschiedenen
Städten der Schweit vom 25. November bis 2. Dezember eine Friedenswoche für
den Nahen Osten. In einem gemeinsamen Aufruf heisst es:

Wir sind immer noch erfüllt von Wut
und Zorn über den völkerrechtswid-
rigen, sinnlosen Krieg im Nahen Os-
ten, dem im Juli/August 2006 im Li-
banon mindestens 1187 – zu einem
Drittel Kinder unter zwölf Jahren –, in
Palästina 170 und in Israel rund 40 Zi-
vilpersonen zum Opfer gefallen sind.

Wir sind erschüttert ob all dem
Leid, das die Zivilbevölkerung im Na-
hen Osten und allen voran die Palästi-
nenser und Palästinenserinnen in den
letzten Jahrzehnten erfahren mussten.

Wir wollen aber nicht bei unserem
Zorn und unserer Trauer stehen blei-
ben. Vielmehr wollen wir danach fra-
gen und miteinander diskutieren, wie
die Logik von Gewalt und Krieg im
Nahen Osten durch eine Logik des
Friedens, der Gerechtigkeit und der
sozialen Entwicklung abgelöst wer-
den kann.

Wir sind überzeugt: Die Grundlage
für einen gerechten und dauerhaften
Frieden im Nahen Osten ist die Schaf-
fung und Anerkennung eines lebens-
fähigen Staates Palästina und die An-
erkennung des Staates Israel inner-
halb völkerrechtlich festgelegter
Grenzen, die beiden Staaten Sicher-
heit gewährleisten.

Wir wissen aber: Der Weg dorthin
ist äusserst beschwerlich. Wir wissen
auch: Wir sind aufgrund unserer Ge-
schichte und der Geschichte im Na-
hen Osten ein Teil der Hindernisse auf
diesem Weg.

Wir rufen dazu auf, an einer Nah-
ostfriedenswoche mitzuwirken, in de-

ren Rahmen in der ganzen Schweiz
vom 25. November  bis 2. Dezember
2006 Aktionen und Veranstaltungen
durchgeführt werden (Programm sie-
he Seite 2). Die Nahostfriedenswoche
verfolgt ein dreifaches Ziel:

(1) Wir informieren über die Lage
im Nahen Osten, bekämpfen die Lo-
gik von Gewalt und Krieg, ein-
schliesslich alle Anschläge gegen die
Zivilbevölkerung in der ganzen Regi-
on, und stellen uns gegen die Besat-
zungs- und Siedlungspolitik sowie
den Mauerbau.

(2) Wir erörtern und debattieren die
Voraussetzungen für einen gerechten
und dauerhaften Frieden im Nahen
Osten möglichst breit und beziehen
dabei möglichst alle Friedenskräfte
und Parteien mit ein.

(3) Wir fordern den Schweizeri-
schen Bundesrat auf,

a. sich im Nahen Osten für einen
gerechten und dauerhaften Frieden
einzusetzen, bestehende Friedens-
initiativen zu unterstützen und in
Form einer regionalen Initiative unter
Einbezug der Zivilbevölkerung zu in-
tensivieren;

b. sich im Nahen Osten für die
Durchsetzung des Völkerrechts ein-
zusetzen, insbesondere dafür, dass die
betreffenden UNO-Resolutionen von
allen Konfliktparteien anerkannt

und umgesetzt werden;
c. die Militär- und Rüstungszusam-

menarbeit mit Israel und allen ande-
ren Staaten im Nahen Osten einzustel-
len.

Fortsetzung Seite 2

Noch hat Israel diesen palästinensischen Kindern den Optimismus nicht wegbomben können. Foto Arna Ösp Magnúsardóttir

Was kostet der Wandel?

Haben Sie die US-Kongresswahlen Anfang November verfolgt? Die
siegreichen Demokraten haben die Irak-Politik zu einem ihrer Hauptthe-
men gemacht und damit der Bush-Administration eine deutliche Nieder-
lage bereitet. «Das amerikanische Volk hat für den Wandel gestimmt»
wurde danach verkündet. Wir werden sehen.

Haben Sie mitbekommen mit welchem schier unglaublichen finanziel-
len Aufwand die Propagandamaschinerie am Laufen gehalten wurde? So
soll Hillary Clinton allein für ihren Sitz im Senat 40 Mio. US-$ gesam-
melt haben. Senat und Repräsentantenhaus haben 535 Sitze. Auch wenn
andere Kandidaten weniger gekostet haben, gibt das hochgerechnet eine
unvorstellbare Summe.

Kennen Sie den Dokumentarfilm «Loose Change»? Drei Studenten
haben den Film für 3’000 Dollar produziert und mit ihren Fragen zu den
wahren Hintergründen der Terroranschläge vom 11. September 2001
wohl mehr zur Abwahl der Republikaner beigetragen, als die oben-
genannten Propagandamillionen.

4 Nummern von «Unsere Welt» kosten ca. 40’000 Franken. Eigentlich
auch wenig Geld, aber bitter nötig im Kampf für einen gerechten Frieden
in der Welt. Das Jahresabonnement  kostet nach wie vor nur Fr. 12.–.

Wir bitten Sie es mit dem beiliegenden Einzahlungsschein zu beglei-
chen und sind um jede Aufrundung froh. (Schweizerische Friedensbewe-
gung SFB, 4001 Basel, PC 40-1627-7). Besten Dank!

Ruedi Moser
SFB-Sekretär
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Fortsetzung von Seite 1

In Kürze

ckenrakete (die nach dem ersten pa-
lästinensischen Kämpfer Az-al-Din
al-Qassam genannt wird, der1935 in
einem Gefecht gegen die britische
Mandatsregierung fiel,) ist kaum
mehr als ein selbst gebasteltes mit
hausgemachten Explosivstoffen ge-
fülltes Rohr.

In einem aussichtslosen Versuch,
das Abfeuern von Qassams zu verhin-
dern, fällt das israelische Militär
regelmässig in die Städte und Dörfer
des Gazastreifens ein und übt dort
eine Terrorherrschaft aus. In Beit
Hanun tötete es mehr als 50 Men-
schen, darunter viele Frauen und Kin-
der. Die Armeechefs, die ihre Ehre im
Libanonkrieg verloren haben, waren –
nach dieser Version – sehr darum be-
müht, den Palästinensern ein für alle
Mal eine Lektion zu erteilen, entspre-
chend einem israelischen Sprichwort:
«Wenn Gewalt nichts hilft, gebrauche
noch mehr Gewalt».

Die andere Version behauptet, dass
es tatsächlich ein technischer Fehler

war, ein verhängnisvoller Defekt in
der Zielvorrichtung. Die Munition,
die von der Artillerie gegen Beit
Hanun angewandt wurde – dieselbe,
die auch in Kana verwendet wurde –
ist für ihre Ungenauigkeit bekannt.
Mehrere Faktoren können dazu bei-
tragen, dass die Granate mehrere hun-
dert Meter vom Kurs abweicht. Derje-
nige, der entschieden hat, diese Muni-
tion gegen ein Ziel in der Nähe von
Zivilpersonen anzuwenden, weiss,
dass diese tödlicher Gefahr ausgesetzt
sind. Deshalb gibt es keinen wesentli-
chen Unterschied zwischen beiden
Versionen.

Wem muss also die Schuld zuge-
schoben werden? Zunächst einmal der
gleichgültigen Haltung, die sich in der
Armee breit gemacht hat. Vor noch
nicht langer Zeit enthüllte Gideon
Levy in der Tageszeitung Haaretz,
dass ein Bataillonskommandeur seine
Soldaten nach dem Töten von 12 Pa-
lästinensern mit folgenden Worten ge-
lobt habe: «Wir haben 12:0 gewon-
nen.»

Der israelische Friedensaktivist Uri Avnery (Mitte) an einer Kundgebung der Friedensbewegung Gush-Shalom gegen den Libanon-
krieg im Sommer 2006. Foto Rahel Avnery

Schuldig sind natürlich die Artille-
risten und ihre Kommandeure, ein-
schliesslich des Batteriechefs. Und
der General, der für das Südliche
Kommando zuständig ist, Yoav
Gallant, der sich gleichgültig gibt und
sich mit scheinheiligen Plattitüden
herausredet. Und der stellvertretende
Generalstabschef. Und der General-
stabschef Dan Halutz, der Luftwaf-
fengeneral, der bei einem ähnlichen
Vorfall sagte, dass er nachts gut schla-
fen könne, nachdem er eine Einton-
nen-Superbombe über ein Wohn-
gebiet abgeworfen hatte. Und natür-
lich der Verteidigungsminister Amir
Peretz, der die Anwendung der Artil-
lerie genehmigte, nachdem er sie
schon einmal verboten hatte – d.h.
also, dass ihm die voraussehbaren
Konsequenzen bewusst waren.

Der Schuldigste von allen aber ist
der grosse Apologet: Ehud Olmert,
der Ministerpräsident.

Olmert protzte vor kurzem mit dem
klugen Verhalten der Regierung: «Es
war uns möglich, Hunderte von Terro-

risten zu töten – und die Welt hat nicht
reagiert.» Nach Olmert ist jeder be-
waffnete Palästinenser ein Terrorist,
einschliesslich der Zehntausende
palästinensischer Polizisten, die in
Abstimmung mit Israel Waffen tragen
dürfen. Sie dürfen nun frei abgeschos-
sen werden. «Terroristen» sind auch
die Frauen und Kinder, die auf der
Strasse und in ihren Wohnungen getö-
tet werden. (Einige sagen ganz offen:
die Kinder werden gross und werden
zu Terroristen; die Frauen gebären
Kinder, die zu Terroristen werden.)

Olmert sagt, er könne so weiter ma-
chen, da die Welt dazu schweigt. Die
USA benutzte das Veto gegen eine
sehr sanfte Resolution des Sicher-
heitsrates gegen dieses Geschehen.
Heisst das, dass die Regierungen in
aller Welt – Amerika, Europa, die ara-
bische Welt – an dem Verbrechen in
Beit Hanun mitschuldig sind? Das
kann am besten von den Bürgern die-
ser Länder selbst beantwortet werden.

Die Welt hat dem Massaker keine
grosse Aufmerksamkeit geschenkt,
weil es am US-Wahltag passierte. Die
Wahlergebnisse mögen unsere Führer
traurig stimmen – mehr als das Blut
und die Tränen der Mütter und Kinder
im Gazastreifen. Sie waren aber froh
darüber, dass die Aufmerksamkeit der
Weltöffentlichkeit durch die Wahl ab-
gelenkt wurde.

Ein Zyniker kann sagen: Demokra-
tie ist wunderbar, der Wähler kann
den Trottel, den er das letzte Mal ge-
wählt hat, durch einen anderen Trottel
ersetzen.

Wir wollen jedoch nicht zu zynisch
sein. Tatsache ist, dass das amerika-
nische Volk nach einer Verzögerung
von drei Jahren und Zehntausenden
von Toten kapiert hat, was die
Befürworter für Frieden weltweit –
einschliesslich uns hier in Israel –
schon am ersten Tag gesagt haben: der
Krieg wird eine Katastrophe werden.
Er wird das Problem nicht lösen, son-
dern wird einen gegenteiligen Effekt
haben.

Eine Veränderung wird aber nicht
schlagartig kommen. Die USA sind
ein riesiges Schiff. Wenn es sich dreht,
muss es einen grossen Kreis schlagen
und benötigt dafür eine Menge Zeit –
im Gegensatz zu Israel, einem kleinen
Schnellboot, das fast an Ort und Stelle
wenden kann. Immerhin: die Rich-
tung ist klar.

Aktionsmonat in Israel

Unter dem Slogan «Stoppt die Bela-
gerung! Stoppt den Krieg!» haben Or-
ganisationen der israelischen Frie-
densbewegung im November Aktio-
nen durchgeführt. Sie wollten damit
auf die dramatische Situation der Be-
völkerung im Gazastreifen aufmerk-
sam machen, die unter den Sanktio-
nen Israels wie auch der internationa-
len Gemeinschaft leidet. Die Koaliti-
on der Frauen für den Frieden fordert
mit Gush Shalom, den Rabbis für
Menschenrechte, Yesh Gvul, Bat
Shalom, New Profile und anderen
Gruppen Israel dazu auf, die Wahl der
palästinensischen Bevölkerung zu ak-
zeptieren und Gespräche mit den «le-
gitim gewählten Vertretern in Palästi-
na aufzunehmen». Bereits im Juni
hatten sich Vertreter von Gush Sha-
lom mit Regierungsvertretern der
Hamas getroffen, die sehr wohl Ge-
sprächsbereitschaft signalisiert habe.

Frauen unter Palästinas

neuer Regierung

Der cfd arbeitet in Palästina mit Orga-
nisationen zusammen, welche sich die
Stärkung der Stellung der Frauen in
Gesellschaft, Recht und Politik zum
Ziel gesetzt haben. Durch diese
Projektarbeit wird der Zugang von
Frauen zu Ressourcen wie Bildung
und Einkommen verbessert. Die cfd-
Partnerorganisationen setzen sich für
zivile Formen der Konfliktbearbei-
tung ein und fordern eine breite Betei-
ligung der Bevölkerung am politi-
schen Verhandlungsprozess.

Mit der Regierungsübernahme
durch Hamas stellen sich den säkular
ausgerichteten Frauenorganisationen
in Palästina neue Fragen: Können fe-
ministisch-politische Anliegen noch
in die offiziellen Strukturen einge-
bracht werden, oder muss in der
Frauenrechts-Politik wieder vermehrt
informell agiert werden? Wie werden
sich die Institutionen verändern?
Kann und will die neue Führung ihre
konservative soziale Agenda flächen-
deckend durchsetzen? Was verändert
sich für die Frauen?

Auf diese und andere Fragen geht
eine Veranstaltung ein, die der cfd in
Zürich, Luzern und Bern organisiert.
Mit Suheir Farraj, Leiterin der Orga-
nisation TAM – Women, Media and
Development und Filmemacherin,
und Amal Khreishe, Direktorin der
Palestinian Working Women Society
for Development und Politikerin. Die
beiden Expertinnen analysieren mit
kritisch feministischem Blick den
Handlungsspielraum von Frauen und
diskutieren die Möglichkeiten, Bünd-
nisse zu Gunsten von Frauenrechten
zu schliessen.

• 4.12.2006 um 19.30; Romero-
haus Luzern

• 5.12.2006 um 18.30; Uni Zürich
• 7.12.2006 um 18:15; Universi-

tät Bern, Hauptgebäude, Zim-
mer 331

Die amerikanische Armee wird da-
mit beginnen, den Irak zu verlassen.
Die Gefahr eines neuen militärischen
Abenteuers im Iran und/ oder in Syri-
en ist ziemlich geschwunden. Die ver-
rückten Neo-Cons, die meisten von
ihnen Juden, die die extreme Rechte
in Israel unterstützen, verlieren an
Macht – genau wie ihre Alliierten, die
verrückten christlichen Fundamenta-
listen.

Der frühere Ministerpräsident Levy
Eshkol sagte einmal: «Wenn Amerika
niest, erkältet sich Israel». Wenn
Amerika sich erholt, besteht vielleicht
auch für uns Hoffnung.

(Aus dem Englischen: Ellen Rohlfs,
vom Verfasser autorisiert und von der Re-
daktion leicht gekürzt)
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West-Sahara: Gerechtigkeit für die Kinder der Wolken

Geraubte Unabhängigkeit
Die Berliner Mauer wurde praktisch täglich in den Nachrichten erwähnt. Von
morgens bis abends konnten wir lesen, hören und sehen: die Mauer der Schan-
de, die Mauer der Infamie, der Eiserne Vorhang … Schliesslich ist diese Mauer,
die es verdiente zu fallen, gefallen. Aber andere Mauern woanders auf der Welt
sind nachgewachsen und sie werden immer mehr. Sie sind sogar viel grösser als
die damals in Berlin – von ihnen spricht man aber nur wenig bis überhaupt
nicht.

Von Eduardo Galeano

Wenig spricht man beispielsweise
über die Mauer, die von den USA an
der Grenze mit Mexiko aufgezogen
wird, und kaum Erwähnung finden
die Stacheldrahtzäune von Ceuta und
Melilla an der Mittelmeerküste in
Nordafrika.

Fast nichts sagt man über die Mauer
im Westjordanland, mit der die israeli-
sche Besetzung palästinensischer Ge-
biete verewigt werden soll und die
bald fünfzehn Mal länger als die Ber-
liner Mauer sein wird.

Und nichts, absolut nichts sagt man
über die Mauer in Marokko, die seit
zwanzig Jahren die marokkanische
Besetzung der Westsahara verewigt.
Diese Mauer, die von Anfang bis
Ende vermint ist und von tausenden
Soldaten bewacht wird, ist sechzig
Mal länger als die ehemalige Mauer in
Berlin.

Warum gibt es wortlaute Mauern
einerseits und absolut stumme Mau-
ern andererseits? Hat das vielleicht et-
was mit den Mauern der Kommunika-
tion zu tun, die täglich von den
grossen Medien errichtet werden?

*
Im Juli 2004 verurteilte der Interna-

tionale Gerichtshof in Den Haag den
Mauerbau im Westjordanland als Ver-
stoss gegen das internationale Recht
und verfügte den Abriss der Mauer.
Bis heute hat es Israel noch nicht er-
fahren.

Im Oktober 1975 stellte der gleiche
Gerichtshof klipp und klar fest: «Es
gibt keine territorialen Hoheitsan-
sprüche in der Beziehung zwischen
Westsahara und dem Königreich Ma-
rokko.» Die Behauptung, dass Ma-
rokko schwerhörig gewesen sei, ginge
an der Wirklichkeit vorbei, denn einen
Tag nach dem Urteil befahl Marokko

eine Invasion unter dem Namen «Der
grüne Marsch«, in deren Verlauf gro-
sse Teile des fremden Gebietes mit
Gewalt besetzt und die Mehrheit der
Bevölkerung vertrieben wurden. Und
so geht es weiter.

*
 «Tausendundeine» Entschliessung

der Vereinten Nationen haben das
Recht der einheimischen Bevölke-
rung in Westsahara auf Selbstbestim-
mung bestätigt. Was waren diese Ent-
schliessungen wert? Man vereinbarte,
ein Plebiszit abzuhalten, bei dem die
Bevölkerung über ihr Schicksal ent-

scheiden sollte. Daraufhin besiedelte
der König das Gebiet mit marokkani-
schen Siedlern. Mit der Zeit aber trau-
te der König auch den Siedlern nicht
mehr. Der König, der einst zuge-
stimmt hatte, sagte plötzlich: wer
weiss. Später sagte er einfach nein.
Sein Sohn, der ihm inzwischen auf
den Thron gefolgt ist, sagt ebenfalls
nein. Dieses Nein ist aber ein Einge-
ständnis. Durch Verweigerung des
Rechts auf Abstimmung gibt Marok-
ko zu, ein Land gestohlen zu haben.

Nehmen wir das weiterhin so ein-
fach hin? Akzeptieren wir so einfach,
dass in einer universellen Demokratie
die Untergebenen nur das Recht auf
Gehorsam ausüben dürfen? Was ha-
ben «tausendundein» Beschluss der
Vereinten Nationen gegen die israeli-
sche Besatzung der palästinensischen
Gebiete gebracht? Was ist mit
«tausendundeiner» Resolution gegen
die Blockade von Kuba? Ein altes
Sprichwort sagt da: «Die Hypokrisie
ist die Abgabe, die das Laster an die
Tugend zahlt.»

*
Patriotismus ist heutzutage ein Pri-

vileg der herrschenden Nationen.
Sollte ein beherrschtes Land Patriotis-
mus üben wollen, dann macht es sich
des Populismus oder des Terrorismus
verdächtig – oder wird einfach igno-
riert.

Die sahrauischen Patrioten, die seit
dreissig Jahren für einen Platz auf die-
ser Welt kämpfen, haben die diploma-
tische Anerkennung von 82 Ländern
errungen. Unter ihnen auch von mei-
nem Land, Uruguay, das sich vor kur-
zem der grossen Mehrheit afrikani-
schen und lateinamerikanischen Län-
dern angeschlossen hat.

Aber Europa nicht. Kein europäi-
sches Land hat die Sahrauische Repu-
blik anerkannt. Spanien auch nicht.
Das ist Ausdruck einer grossen Ver-
antwortungslosigkeit – oder sagen wir
lieber Amnesie oder zumindest einer
Lieblosigkeit. Bis vor dreissig Jahren

war die Sahara eine Kolonie Spaniens
und Spanien hatte somit die legale
und moralische Verantwortung, die
Unabhängigkeit des Territoriums zu
schützen.

Was hat die imperiale Herrschaft
nach einem Jahrhundert hinterlassen?
– Wie viele Akademiker sind ausge-
bildet worden? Im Ganzen waren es
drei: ein Arzt, ein Rechtsanwalt und
ein Handelskaufmann. Das ist alles,
was die spanische Herrschaft hinter-
lassen hat. Und einen Verrat hat sie
hinterlassen. Spanien hat dieses Land
und seine Menschen auf einem Tablett
angeboten, damit sie vom marokkani-
schen Königreich einverleibt werden
konnten. Seitdem ist Westsahara die
letzte Kolonie in Afrika. Man hat ihr
die Unabhängigkeit geraubt.

*
Warum ist es so, dass sich die Au-

gen verweigern, gegen etwas, was ei-
gentlich in die Augen springt? Ist es
etwa deswegen, weil man ein Tausch-
geschäft eingegangen ist? Sahrauis
gegen Waren, die Marokko verkauft,
obwohl sie dem Land nicht gehören?

Vor einigen Jahren hat der Journa-
list Javier Corcuera in einem Spital in
Bagdad ein Opfer der Bombardie-
rungen Iraks interviewt. Eine Bombe
hatte ihr einen Arm abgerissen. Sie
war acht Jahre alt und hatte elf Opera-
tionen hinter sich. Sie sagte: «Hätten
wir bloss kein Erdöl!» Vielleicht hat
sich auch die Bevölkerung der Sahara
schuldig gemacht, vor den langen
Küsten ihres Territoriums einen der
reichsten Fischbestände des Atlanti-
schen Ozeans zu beherbergen? Oder
dass unter dem leer wirkenden
Wüstengebiet, die grössten weltwei-
ten Phosphatreserven liegen? Ja,
vielleicht auch Erdöl, Erdgas und
Uran? Im Koran könnte folgende Pro-
phezeiung stehen, obwohl sie dort
nicht geschrieben steht: «Die natürli-
chen Reichtümer werden zum Fluch
der Menschen.»

*
Die Zeltlager der sahrauischen

Flüchtlinge im Süden von Algerien

stehen in der verwüstetsten aller Wüs-
ten. Es ist weite Leere, umgeben von
Leere. Dort wachsen nur Steine.
Trotzdem ist den Sahrauis in dieser
ausgedörrten Gegend und in den nicht
weniger ausgedörrten befreiten Ge-
bieten gelungen, die offenste Gesell-
schaft und die am wenigsten «ma-
chista» der islamischen Welt aufzu-
bauen.

Dieses Wunder der Sahrauis, die
sehr arm und sehr wenige sind, erklärt
sich nicht nur durch ihren hartnäcki-
gen Willen frei zu sein – denn das gibt
es dort, wo es an allem fehlt, am meis-
ten – sondern erklärt sich viel eher
durch die internationale Solidarität.

Das meiste kommt aus den Völkern
Spaniens. Die solidarische Energie,
das Gedächtnis und das Empfinden
für Würde unter den dortigen Men-
schen ist viel stärker als der Wechsel
der Regierungen und die Raffgier der
Konzerne.

Wohlgemerkt, ich meine Solidarität
und nicht Wohltätigkeit. Spenden
können erniedrigen. Darin irrt auch

Kämpfer des Frente Polisario, der Befreiungsbewegung der Sahrauis. Foto Archiv

Flugaufnahme der Mauer in der Westsah-
ara. Foto Archiv

das afrikanische Sprichwort nicht, das
da sagt: «Die empfangende Hand liegt
immer unter der Hand die spendet.»

*
Die Sahrauis warten. Sie sind zu le-

benslanger Furcht und Nostalgie ver-
urteilt. Die Zeltlager der Flüchtlinge
tragen die Namen der Ortschaften, die
ihnen geraubt wurden, die Namen der
Orte, wo sie sich getroffen haben, die
Namen ihrer geliebten Plätze: El
Aaiún, Smara … Sie selbst nennen
sich die Kinder der Wolken, weil sie
schon immer den Regen verfolgen.
Seit dreissig Jahren verfolgen sie nun

Verlauf der über 2000 km langen Mauer,
die Marokko durch die Westsahara gezo-
gen hat, um die Sahrauis von ihrem ange-
stammten Gebiet fernzuhalten (Grafik
Indymedia).

auch die Gerechtigkeit, die in unserer
heutigen Welt noch seltener zu sein
scheint als Wasser in der Wüste.

«Die offenen Adern Latein-
amerikas» – mit diesem Werk wurde
der 1940 in Montevideo (Uruguay)
geborene Schriftsteller Eduardo
Galeano 1971 weltweit bekannt. Sei-
ne drei Bände «Erinnerung an das
Feuer» schrieben diese «Historie von
unten» fort. Seit seiner Rückkehr aus
dem Exil nach dem Ende der Militär-
diktatur in Uruguay 1985 setzt sich
Galeano für die Demokratisierung
des Landes ein. (Übersetzung ND)

Moslems für den Dialog

Die zwei grössten Weltreligionen, das
Christentum und der Islam, dürfen
sich nicht in einen «Clash of Civi-
lizations», einen Zusammenprall der
Kulturen hetzen lassen oder gegensei-
tig hineinsteigern. Das ist die ange-
sichts der US-Politik in Nah- und
Mittelost hochaktuelle Botschaft ei-
nes offenen Briefs von 38 angesehe-
nen und hochrangigen moslemischen
Theologen an Papst Benedikt XVI,
Joseph Ratzinger.

Sie widersprechen darin der Be-
hauptung Ratzingers, der Islam strebe
im Unterschied zum Christentum die
gewaltsame Ausdehnung seines Glau-
bens und die Zwangsbekehrung An-
dersgläubiger an. Die moslemischen
Theologen verzichten dabei auf nahe-
liegende Retourkutschen wie etwa
Verweise auf die Kreuzzüge oder die
Unterwerfung und Zwangsmissionie-
rung Mittel- und Südamerikas. Statt-
dessen stellen sie lediglich anhand
historischer Tatsachen klar, dass mos-
lemische Staaten in den von ihnen er-
oberten Gebieten, wie etwa im Mittel-
alter in Spanien, in der Regel keine
gewaltsamen Bekehrungen betrieben
haben. Die Mehrheit der Bevölkerung
trat dort jahrhundertelang nicht zum
moslemischen Glauben über. Der in
der zweiten Sure des Koran verkünde-
te Grundsatz «Keine Gewalt in Glau-
bensfragen» habe uneingeschränkte
Gültigkeit, schreiben die 38 Theolo-
gen. Aus der fünften Sure zitieren sie
den Satz «Lass dich nicht durch Hass
auf irgendjemand verleiten, ungerecht
zu sein» und verurteilen in diesem
Zusammenhang individuelle Gewalt-
taten gegen unbeteiligte Personen als
«unislamisch».

Der offene Brief endet mit einem
Appell zur Fortsetzung und Vertie-
fung des Dialogs zwischen den Reli-
gionsgemeinschaften, «um die Fehler
der Vergangenheit zu vermeiden und
künftig in Frieden, gegenseitiger Ak-
zeptanz und Achtung zusammenzule-
ben».

In Kürze

Eine Ausstellung für Gläubige und Ungläubige

Glaubenssachen
Sie glauben an Gott, an eine höhere Macht, an Allah oder Murugan, an eine
Energie, die alles durchströmt, oder an das Paradies auf Erden. Die Menschen
in der Schweiz sind gläubig. Aber immer weniger glauben das Gleiche. Das
Stapferhaus Lenzburg nimmt mit der Ausstellung Glaubenssache die Glaubens-
vielfalt der Schweiz unter die Lupe und thematisiert, was dies für den Einzelnen
und für unsere Gesellschaft bedeutet.

Mehr als Dreiviertel der Schweizer
Bevölkerung sagen von sich, sie seien
gläubig. 77% beten regelmässig, 34%
jeden Tag. Aber nicht alle zum glei-
chen Gott. Die Schweiz ist zwar mehr-
heitlich christlich, doch auch unter
Christen ist die Interpretationsvielfalt
in Glaubenssachen gewachsen: Rich-
ten die einen ihr Leben nach den Ge-
setzen der Bibel aus, so die andern
nach Feng Shui, nach Weisheiten des
Dalai Lamas oder nach eigenem Bio-
rhythmus, getreu dem Motto: Jeder
soll nach seiner Façon selig werden.

Vom Maria-Piercing bis zur

Buddha-Statue

Der Glaube ist für eine wachsende
Mehrheit zur Privatsache geworden.
Trotzdem hinterlässt der private Glau-
be Spuren im öffentlichen Raum: In
der Schule sitzt die Jugendliche mit
dem Maria-Piercing am nackten
Bauch neben dem Jungen, der wegen
seines Glaubens der Schwimmlektion
fernbleiben muss. Im Wartezimmer
des Arztes thront eine Buddha-Statue,
und an der Kasse im Supermarkt be-
dient eine Frau mit Kopftuch. Im Dorf
soll nebst dem Kirchturm auch ein
Minarett zu stehen kommen. Diese
Glaubensvielfalt löst Fragen aus und
sie zwingt zu Positionsbezügen: Wie
sichtbar darf der Glaube sein? Wie
viel Schutz brauchen religiöse Min-
derheiten? Wie viel Glaube und wel-
chen Glauben erträgt die Schweiz?

Glaubenssache stellt die

Gretchenfrage

Das Stapferhaus Lenzburg fordert mit
dem Projekt Glaubenssache dazu auf,
zu debattieren und Antworten zu su-
chen. Die Ausstellung macht den pri-
vaten Glauben zum Thema. Sie zeigt
den Glaubensalltag von Gläubigen
und Ungläubigen: Vom Konfessions-
losen, der täglich Zen meditiert, über
die katholische Grossmutter, die auf
Weihwasser schwört, bis zur Thera-
peutin, die sich mit einer göttlichen
Energie verbunden fühlt. Glaubens-
sache führt die Besucherinnen und
Besucher in den icf-Gottesdienst im
Zürcher Maag-Areal, ans Tempelfest
in einer ausgedienten Berner Fabrik-
halle oder in die Zen-Sesshin nach
Bad Schönbrunn. Die Ausstellung
thematisiert die gesellschaftliche Di-

mension von Glaubens-Angelegen-
heiten und zeigt, weshalb sich die Ge-
sellschaft über den Glauben streitet.
Glaubenssache wirft zudem einen
Blick in die Glaubenszukunft der
Schweiz und stellt den Besucherinnen
und Besuchern die Gretchenfragen:
Wie halten sie es mit der Religion?
Und wie viel Glaube wünschen sie
sich für die Schweiz? Die Ausstellung
bildet die Glaubenslandschaft ab. Sie
gibt keine Rezepte, aber sie führt
Gläubige und Ungläubige spielerisch
in den Dialog.

Glaubenssache

Eine Ausstellung für Gläubige
und Ungläubige
28. Oktober 2006 bis 29. April
2007, Zeughausareal Lenzburg
Öffnungszeiten: Dienstag bis
Sonntag 10 bis 17 Uhr,
Donnerstag bis 20 Uhr.
Öffentl. Führungen jeden ersten
und letzten Sonntag um 11 Uhr.

Knut Mellenthin
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Vietnamesische Agent Orange-Opfer klagen an

Ungesühnte Kriegsverbrechen
Über 100 Millionen Liter Herbizide haben die USA im Vietnam-Krieg über Süd-
vietnam versprüht. Allein 44 Millionen Liter bestanden aus dem hochgiftigen
Dinitro-Orthokresol, das als «Agent Orange» traurige Berühmheit erlangte und
noch heute, über 30 Jahre nach Kriegsende, Opfer fordert.

Von Gerhard Feldbauer

Eines der unmenschlichsten Kapitel
des verbrecherischen USA-Krieges in
Vietnam ist der Einsatz der chemi-
schen Kampfstoffe Agent Orange/Di-
oxin gegen die Bevölkerung im Süden
des Landes gewesen. Drei bis vier
Millionen Vietnamesen trugen schwe-
re gesundheitliche Schäden davon.
Ungeheuer sind die Schäden, die in
Natur und Umwelt angerichtet wur-
den. Nachdem die USA sich unverän-
dert weigerten, Wiedergutmachung zu
leisten, gründeten im Januar 2004 Be-
troffene die «Vietnamesische Vereini-
gung der Opfer von Agent Orange/Di-
oxin» (VAVA), die beim Federal
Court von Brooklyn in New York, ver-

treten durch drei Opfer, eine Sam-
melklage gegen 36 US-amerikanische
Chemie- und Pharma-Konzerne auf
Schadenersatz einreichte. Die Unter-
nehmen hatten die international ge-
ächteten Kampfstoffe produziert und
der US-Army zur Verfügung gestellt.
Die Klage stützt sich auf internationa-
les Recht und das United States Alien
Tort Statute, das US-Gesetz über
Schadenersatz für Ausländer.

 
Barbarische

Kriegsverbrechen

Die Klage verdeutlicht noch einmal,
dass der USA-Krieg wie gegen Nord-
vietnam auch in Südvietnam ein völ-
kerrechtswidriger Aggressionskrieg
war, in dessen Verlauf barbarische
Kriegsverbrechen begangen wurden.
In Südvietnam wurde mittels der che-
mischen Kriegsführung. «erstmalig in
der menschlichen Geschichte ein
Krieg bewusst so geführt, dass seine
Zerstörungen und Folgen nicht auf die
durch sie betroffene Generation be-
schränkt blieben. Das Kriegshandeln
der USA kalkulierte bewusst zukünf-
tige und unabsehbare Folgen mit ein
oder nahm sie ohne Skrupel in
Kauf.» 1

 Der vorsitzende Richter Weinstein
wies am 10. März 2005 die Klage zu-
rück und erklärte den Fall obendrein
als abgeschlossen. Der Federal Court
versuchte in haarsträubender Weise,
die eingesetzten chemischen Kampf-
stoffe als Herbizide zu verharmlosen,
die möglicherweise einige uner-
wünschte Folgen – seit dem Überfall
auf Jugoslawien auch Kollateral-
schäden genannt – hervorgerufen hät-
ten. Die Ignoranz des Richters gipfel-
te in der Aussage, «den Vietnamesen
sei kein Unrecht geschehen». Be-
zeichnend für die «Unabhängigkeit»
des Urteils war, dass Richter Wein-

stein einer eingeholten Stellungnah-
me der USA-Regierung nachkam, in
der diese forderte, die Klage der Op-
fer zurückweisen. Die vietnamesische
Seite ist am 7. April 2006 vor dem 2.
Bundesberufungsgericht in Berufung
gegangen.

 
Vernichtung der Flora und

Vergiftung der Tierwelt

Als «Agent Orange» ist vor allem das
eingesetzte orangenfarbene DNC
(Dinitro-Orthokresol) bekannt gewor-
den. Es wurde so nach der orangefar-
benen Markierung auf den Giftfässern
genannt. Die Vietnamesen nannten es
«Mau-da-cam», das Gift mit der Farbe
einer Orange. In milden Konzentrati-
onen als relativ unschädliches Un-

krautvertilgungsmittel verwendet,
kam es in Südvietnam in hohen Kon-
zentrationen zum Einsatz. Zwischen
1961 und 1971 wurden in 19.905 Ein-
sätzen etwa 100 Millionen Liter Her-
bizide versprüht. Mehr als 44 Millio-
nen Liter davon bestanden aus «Agent
Orange».

 Es handelte sich um chemische
Kampfstoffe um giftige, erstickende
oder ähnliche Gase sowie bakteriolo-
gische Mittel, deren Einsatz das
Genfer Protokoll vom 17. Juni 1925
verbietet. Die USA traten diesem Ab-
kommen erst 1975 nach Kriegsende
bei. Die zweite Sitzung des Russel-
Tribunals (November/Dezember 1967
in Roskilde/Dänemark) enthüllte,
dass 1963 320 000 Hektar Land zer-
stört wurden, 1964 500 000 und 1965
bereits 700 000. 1966 waren es

nochmals 700 000 Hektar, 1967 wei-
tere 876000. Im ersten Halbjahr 1968
waren bereits 500 000 Hektar Reis-
felder mit Herbiziden besprüht und so
ein Fünftel der Reisernte der Bauern
Südvietnams vernichtet sowie 2,2
Millionen Hektar Wald abgetötet.
1969 wurden über 900 000 Hektar
Anbaufläche und damit 75 Prozent
der Reiseernte und 90 Prozent des
Gemüseanbaus vergiftet sowie fast
die Hälfte der Wälder vernichtet. Die
Anklageschrift weist nach, dass in
vielen Fällen das Ziel der Sprüh-
aktionen nicht die Beseitigung der
«Deckung» des Feindes, sondern aus-
drücklich die Zerstörung von Früch-
ten und Ernten war, was bereits eine
eindeutige Verletzung internationalen
Rechts und ein Kriegsverbrechen dar-
stellte.

Der Professor der Medizinischen
Fakultät der Universität von Paris
Francis Kahn enthüllte nach Untersu-
chungen in Südvietnam vor dem II.
Russel-Tribunal, dass der Giftgas-
einsatz bei 29 im Zeitraum vom 28.
Januar 1965 bis zum 5. Juli 1966
durchgeführten Operationen folgende
Opfer unter der Zivilbevölkerung for-
derte: 13. Mai 1965 in Phu Lac, Pro-
vinz Phu Yen 100 Todesopfer; 5. Sep-
tember 1965 in Vinh Quang, Provinz
Binh Dinh 35 Tote, sieben Erblindete,
100 Erkrankte; 8. September 1965 in
Ba Lang, Provinz Quang Ngai 78
Tote, fast nur Frauen, Kinder und
Greise; 2. Januar 1966 in Bau Trai,
Provinz Long Mehrere Hundert Tote,
mehrere Hundert Vergiftete; ähnlich
hohe Opferzahl am selben Tag in Duc
Hoa, Provinz Choi Lon; 26. und 28.
Februar 1966 in elf Dörfern des Be-
zirks Binh Khe, Provinz Binh Dinh
288 Tote (Nachzulesen in: Bertrand
Russell, Jean Paul Sartré: Das Viet-
nam-Tribunal II, Hamburg 1969, S.
106 f.).

 
Missgebildete Säuglinge

Nach einer vietnamesischen Untersu-
chung waren insgesamt 17 Millionen
Menschen dem Gift ausgesetzt, nach
Kriegsende erkrankten eine Million.
Leukämie, Lungentumore und Leber-
krebs rafften unzählige Menschen
dahin. 100 000 Kinder trugen schwere
Geburtsschäden davon: Missgebildete
Säuglinge ohne Augen, mit Wasser-
köpfen und Klumpfüssen, viele debil
und taub. Wo während des Krieges
Giftgase niedergingen, halten die Fol-
gen noch in der dritten Generation an.
Noch 2000 kamen neun ein halb mal
mehr behinderte Kinder zur Welt als
in Gebieten, die nie Chemiewaffen
ausgesetzt waren. Eine Gruppe der
deutsch-vietnamesischen Freund-
schaftsgesellschaft berichtete 2002,
dass sie «überall mit den Folgen des
Krieges konfrontiert» wurde, es kei-

nen Ort gab, an dem nicht verkrüppel-
te oder entstellte Menschen zu sehen
waren. «Wir haben Kinder gesehen,
die keine Arme hatten oder deren Bei-
ne verkrüppelt waren. Oder Kinder,
die noch jetzt in der 3. Generation mit
Hasenscharten und Hör- oder Seh-
schäden geboren werden» (Bericht
von Ingrid Bader, Anne Beer, Dr.
med. Dieter Herzog, in «Vietnam Ku-
rier» Nr. 2/2002).

Verurteilung durch UN-

Vollversammlung ignoriert

Die «Föderation amerikanischer Wis-
senschaftler» bezeichnete 1964 den
Einsatz von Herbiziden als «Experi-
ment eines biologischen und chemi-
schen Krieges» und forderte, ihn ein-
zustellen. 1967 unterzeichneten 5 000
Wissenschaftler, darunter 17 Nobel-
preisträger und 129 Mitglieder der
National Academy of Scienes eine Pe-
tition an Präsident Johnson, die An-
wendung von Antipersonen- und
Erntevernichtungschemikalien in Vi-
etnam zu beenden. 1966 gingen bei
der UNO verschiedene Resolutionen
ein, welche die USA der Verletzung
des Genfer Protokolls von 1925 be-
schuldigten, das den Gebrauch von er-
stickenden, verletzenden Gasen und
bakteriologischen Methoden der
Kriegsführung untersagte. 1969 be-
kräftigte die Generalversammlung der
UNO das Genfer Protokoll von 1925.
Die USA stimmten gegen die Resolu-
tion, die mit 80 Für- und 3 Nein-
stimmen angenommen wurde. 1970
schrieb der Wissenschaftler George
Wald in der «New York Times» vom
26. Februar, «dass Firmen wie die
Dow Chemical (die zu den angeklag-
ten Konzernen gehört) für die Kriegs-
verbrechen ebenso schuldig sind, wie
das Militär selbst. 2

 Die vietnamesischen Kläger wer-
den unterstützt von der International
Association of Democratic Lawers
(IADL) und der US National Lawers
Guild (NLG). Wie bereits vor dem
Federal Court von Brooklyn stehen
den vietnamesischen Klägern auch
vor dem Bundesberufungsgericht US-
Rechtsanwälte der IADL und der
NLG zur Seite, die auf der Basis von
Payment on succes arbeiten, also nur
im Falle des Erfolgs ein Honorar er-
halten.

 
Opferkonferenz in Hanoi

Zur Unterstützung der Kläger fand am
28. und 29. März 2006 in Hanoi eine
Internationale Konferenz der Opfer
von Agent Orange/Dioxin statt, an der
Wissenschaftler aus den USA,
Australien, Kanada, Frankreich,
Deutschland, Grossbritannien, Neu-
seeland, Russland, Südkorea, der
Schweiz und Vietnam teilnahmen.
Unter ihnen befand sich der bekannte
Vietnamwissenschaftler und Vorsit-
zende der deutschen Freundschafts-
gesellschaft mit Vietnam, der Mar-
burger Professor Günter Giesenfeld,
der auch an der Ausarbeitung der
Entschliessung der Tagung beteiligt
war. Die Konferenzteilnehmer bekräf-
tigten darin, dass es sich bei den von

Aufnahme aus dem Jahr 2003 des damals 11jährigen Nhung. Der Knabe stammt aus
einem Dorf in der Hai Duong Provinz und leidet unter cerebralen Lähmungen. Sein
Vater war als Soldat zwischen 1966 und 1969 im von Entlaubungen stark betroffenen
Mekong-Delta im Einsatz. Foto Phuc Vi Quach.

Der hier 6jährige To Thanh Nam wurde ohne Beine geboren und mit einer stark defor-
mierten rechten Hand. Sein Grossvater (links) diente von 1968 bis 1972 als Soldat in
einem entlaubten Gebiet in Zentralvietnam. Foto Phuc Vi Quach.

den USA-Konzernen produzierten
und von den USA während des Krie-
ges eingesetzten Millionen von Litern
Chemikalien um in höchstem Grade
tödliche Gifte handelte, die Millionen
Vietnamesen schwerste gesundheitli-
che Schäden zufügten, Millionen
Hektar Wald und Nutzflächen sowie
das ökologische Gleichgewicht zer-
störten, zu riesigen Verlusten in der
Nutzholzproduktion, zum Verschwin-
den mehrer Tierarten und Pflanzen,
zur Zunahme von Überschwemmun-
gen, Erosion und Dürreperioden führ-
ten, ernsthaft die Landwirtschaft, die
Haupteinnahmequelle der südvietna-
mesischen Einwohner bedrohen.

*
1 Karl Rainer Fabig: Agent Orange vor

Gericht. Vietnam Kurier der deutschen
Freundschaftsgesellschaft, 1/2005.

2 Ebenda
Eine ausführliche Abhandlung der che-

mischen Kriegsführung findet sich bei
Irene und Gerhard Feldbauer, «Sieg in
Saigon, Erinnerungen an Vietnam», 2.
Auflage, Pahl Rugenstein Nachf., Bonn
2006, S. 177 ff.

Beim Bien-Hung-See in der Dong Nai Provinz. Die beiden jungen Vietnamesen, die
wie Zehntausende ihrer Landsleute in der Nähe dieses durch Dioxin verseuchten Sees
wohnen, setzen sich und ihre Nachkommen durch den (verbotenen) Verzehr von Fi-
schen einer grossen Gefahr aus. Untersuchungen des Vietnamesischen Roten Kreuzes
und der Universität von Texas haben 1999 im Blut von 95% der getesteten Anwohner
des Sees eine stark erhöhte Dioxin-Belastung gefunden.

Im Gedenken

Ende Oktober ist  Albert Seidenglanz,
der sich über 50 Jahre lang in der
Schweizerischen Friedensbewegung
engagiert hatte, im 86. Lebensjahr
verstorben. «Das Grösste in seinem
Leben war die Solidarität mit dem
kämpfenden Vietnam», erinnerte an
der Abdankungsfeier vom 3. Novem-
ber Louise Stebler. Albi und seine
Frau Annelies hatten einen wesentli-
chen Anteil daran, dass insgesamt 14
LADA-Kleintransporter mit Appara-
turen, Medikamenten, Kleidern und
Schuhen gefüllt und nach Vietnam
verschifft werden konnten. Aber auch
in der Chile-Solidarität waren Albi
und Annelies, die seit 1971 im Tessin
Wohnsitz genommen hatten, sehr ak-
tiv. Zeitweise waren sie Tag und Nacht
für chilenische Flüchtlinge im Einsatz
und Annelies erinnert sich, dass sich
eines Abends plötzlich 23 Flüchtlinge
in ihrer Wohnung drängten und ver-
köstigt werden mussten.

Wir entbieten Annelies, seiner Frau
und unermüdlichen Partnerin im
Friedenskampf, unsere herzliche An-
teilnahme. Einem Wunsch von Albi
entsprechend weisen wir hier auf die
Möglichkeit hin, dem vorbildlichen
Friedensfreund mit einer Spende für
UNSERE WELT zu gedenken: PC-
Konto 40-1627-7.
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Die Welt ist sich mit 183:1 (+3) einig:

Die Blockade muss weg
183:1(+3) titelte die kubanische Tageszeitung «Granma» am 9. November 2006, am Tag nach der UNO-Abstimmung über
eine von Kuba eingebrachte Resolution «zur Beendigung der von den vereinigten Staaten über Kuba verhängten Wirt-
schafts-, Handels- und Finanzblockade.» Ein eklatanter Sieg für eine gebeutelte Nation, deren Alltag durch die
Bessessenheit des mächtigen Nachbarn massiv erschwert wird. Nur gerade die USA und drei ihrer Vasallen (Israel und die
international ungemein bedeutenden Inseln Palau und Marshall) hatten sich gegen die kubanische Resolution stark ge-
macht, während sich Mikronesien enthielt und vier weitere Länder es vorzogen, der Abstimmung fern zu bleiben.

Wir haben mit Ana Maria Rovira Indigua, Botschafterin Kubas in Bern, über die Bedeutung der Abstimmung und über
die Folgen der Blockade für Kuba gesprochen.

Von Martin Schwander

UW: Seit 15 Jahren erleiden die USA
an der UNO-Vollversammlung in der
Abstimmung über die Kuba-Blockade
eine Niederlage nach der andern. Im
vergangenen Jahr standen sie sich
182 Nationen gegenüber. Aber eigent-
lich bleiben diese Abstimmungen ohne
Folgen?

Ana Maria Rovira: In der Tat haben
die UNO-Mitglieder in den letzten
Jahren praktisch einhellig gegen die
mörderische Wirtschafts-, Handels-
und Finanzblockade gestimmt, wel-
che die USA seit fast einem halben
Jahrhundert über Kuba verhängt ha-
ben. Diese Abstimmungen halten wir
nicht für bedeutungslos, ganz im Ge-
genteil. Obwohl die Resolutionen der
UNO-Vollversammlung juristisch
nicht bindend sind, stellen sie doch
eine demonstrative weltweite Rück-
weisung des Wirtschaftskrieges dar,
den verschiedene aufeinander folgen-
de US-Administrationen gegen unser
Land geführt haben und führen, nur
weil wir unsere Unabhängigkeit und
unsere Souveränität mit Würde vertei-
digen. Die Abstimmungen zeugen
vom Rückhalt, den unser Staat und
unsere Regierung geniessen. Sie sind
Zeugnis des wachsenden Widerstan-
des gegen die Vergewaltigung des in-
ternationalen Rechts und der Moral
durch die USA.

Sie sprechen vor allem von einer
symbolische Bedeutung der Abstim-
mung für Kuba?

Nicht  nur. Sie ist ein Beispiel der
Solidarität mit unserem Land, dessen
Bevölkerung zu zwei Dritteln unter
den Bedingungen der Blockade gebo-
ren wurde. Das ganze Leben dieser
Menschen war bisher geprägt von den
unzähligen Entbehrungen und Aus-
wirkungen, welche unsere ganze Ge-
sellschaft, unsere Wirtschaft, unsere
Wissenschaft, unsere Kultur, das Ge-
sundheits-, Erziehungs- und Bil-
dungswesen durch die Blockade erlit-
ten haben, ganz zu schweigen von den
psychischen Folgen.

Ich möchte daran erinnern, dass die
US-Blockade in all den Jahren unse-
rem Land einen geschätzten Schaden
von mehr als 86 Milliarden Dollar zu-
gefügt hat. Nicht mit eingerechnet
habe ich dabei die direkten Schäden
an sozialen und wirtschaftlichen Ein-
richtungen meines Landes, die der Sa-
botage und den Terrorakten zum Op-
fer gefallen sind, welche von den USA
aus gesteuert, finanziert und organi-
siert wurden. Diese Schäden beziffern
sich noch einmal auf mehr als 54 Mil-
liarden Dollar.

Wir hoffen natürlich, dass all die
Regierungen, die jeweils gegen die
Blockade stimmen, wirklich konse-
quent sind und mit Kuba normale
Wirtschafts-, Handels- und Finanz-
beziehungen unterhalten. Das heisst,
dass sie die Position, die sie durch ihre
Abstimmung in der UNO-Vollver-
sammlung ausgedrückt haben, nun
auch tatsächlich in der Praxis einneh-
men.

Inwiefern sind von der US-Blocka-
de auch Kubas Beziehungen zu
Schweizer Banken betroffen? Noch
gut in Erinnerung ist die Verurteilung
der UBS zu einer Busse von 100 Mio.
Dollar vor zwei Jahren.

Die UBS hat im Oktober 2005 den
Devisenverkehr mit dem kubanischen
Bankenwesen abgebrochen, egal ob in
Dollar oder Schweizer Franken. Die-
ser Beschluss ist ganz klar eine Folge
des wachsenden Drucks der USA auf
ausländische Banken, damit sie ihre
Bankbeziehungen mit kubanischen
Geldinstituten beenden.

Die Situation hat sich im Januar
2006 mit neuen Anordnungen der US-
amerikanischen Finanzkontrolle
(OFAC) noch einmal verschärft. So-
wohl UBS wie Credit Suisse haben es
aus Angst vor weiteren US-Sanktio-
nen vorgezogen, sämtliche Beziehun-
gen zu unsern Banken einzustellen.
Betroffen dadurch sind etwa auch un-
sere Mitgliedschaften in internationa-
len Organisationen mit Sitz in Genf,
die ihre Konti in diesen Banken un-
terhalten. So konnte Kuba z.B. weder
der Internationalen Telekommunikati-
ons-Union noch der Internationalen
Meteorologischen Anstalt den Jahres-
beitrag für 2006 bezahlen, weil es so-
wohl UBS wie Credit Suisse abge-
lehnt haben, den entsprechenden
Konti Geld aus Kuba gutzuschreiben!

Darüber hinaus haben Funktionäre
von internationalen Organisationen in
Genf, die kubanische Staatsbürger
sind, Briefe der beiden Banken erhal-
ten mit der Aufforderung, ihre priva-
ten Konti zu schliessen, da sie sonst
eingefroren würden. Das geschah
zum Beispiel mit Funktionären der
Weltgesundheitsorganisation, dem
Welternährungs-Programm, dem
UNO-Umweltprogramm, der Pan-
amerikanischen Gesundheitsorgani-
sation etc.

Diese illegalen Aktionen der Ban-
ken gegen Kubanerinnen und Kuba-
ner, die als internationale Funktionäre
unter Vertrag stehen, sind das Resultat

der «Massnahmen zur Anwendung
der Wirtschaftssanktionen durch
Bank-Institutionen», wie sie das
OFAC zu Beginn des laufenden Jahres
verabschiedet hat.

Dieselbe Haltung nehmen die
beiden Banken übrigens auch kuba-
nischen Staatsbürgern gegenüber ein,
die sich hier in der Schweiz niederge-
lassen haben. Auch diese wurden
durch Schreiben informiert, dass sie
keine Schweizer Franken mehr nach
Kuba überweisen dürfen und aufge-
fordert, ihre Konten bei UBS und
Credit Suisse aufzuheben.

All das sind Beispiele des extra-
territorialen Charakters der kriminel-
len Blockade, die für sich sprechen.

Die US-Blockade gegen Kuba dau-
ert nun schon mehr als 45 Jahre und
wird immer wieder verschärft. Die
feindliche Politik der USA könne nur
durch einen Psychiater erklärt wer-
den, meinte kürzlich Aussenminister
Perez Roque in Genf gegenüber dieser
Zeitung. Fürchten die USA immer

noch, dass Kuba für andere Länder
ein Beispiel werden könnte?

Die Haltung der USA, ihre Pläne
gegen Kuba, die von Präsident Bush
2004 und im Juli 2006 als Dokument
genehmigt worden sind, einschliess-
lich eines geheim gehaltenen An-
hangs, zeugen ganz klar von der
Angst, die das Ansehen unserer Revo-
lution auf internationaler Ebene bei
den US-amerikanischen Behörden
hervorruft.

Aber die USA lassen sich auch lei-
ten von ihrem Appetit und ihrem Stre-
ben nach Unterwerfung Kubas, das
auf eine lange Geschichte zurück-
blickt. Seit der Amerikanischen Uni-
on bis heute haben die USA immer
Pläne verfolgt, sich Kuba einzuverlei-
ben und die Geschicke unserer Nation
ihrer eisernen Kontrolle zu unterwer-
fen, uns das Recht auf Selbstbestim-
mung und Verteidigung unserer Sou-
veränität und Würde abzusprechen.

Welches sind die wesentlichsten
Folgen der Blockade im kubanischen
Alltag?

Wie gesagt: Die Blockade dringt in
die hintersten Ecken unserer Gesell-
schaft. Die Folgen sind enorm und ha-
ben Auswirkungen überall, im Beson-
deren jedoch auf dem Gebiet der Nah-
rungsmittel, der Gesundheit und im
Erziehungswesen. Die USA möchten
unser Land in jeder Beziehung aus-
hungern.

Die Umtriebe der «Kommission zur
Unterstützung eines freien Kubas»,
deren Name allein schon ungeheuer-
lich falsch klingt, haben zu einer
beispielslosen Verschärfung der Blo-
ckade geführt. Im erwähnten Doku-
ment vom 10. Juli, dem so genannten
«Plan Bush», wird die Schaffung ei-
ner verwaltungsübergreifenden spezi-
ellen Task Force angekündigt, die den
Verkauf von kubanischem Nickel auf
ausländischen Märkten verfolgen
soll. Oder es wurde ein Verbot für den
Export von medizinischen Geräten
festgelegt, die von kubanischen Ärz-
ten bei der Behandlung von Auslän-
dern benützt werden, zum Beispiel im
Rahmen der «Operation Wunder», die
bisher Hunderttausenden von Latein-
amerikanern das Augenlicht gerettet
hat. Das Dokument sieht auch grös-
sere Hindernisse für die Entsendung
von humanitärem Material nach Kuba
vor, andererseits wurde die direkte
und indirekte Finanzierung der inter-
nen Subversion und des Propaganda-
krieges grosszügig erhöht.

Was den geheim gehaltenen An-
hang des Dokumentes anbelangt, so

Blockade auf Kinderbuckel ausgetragen

Kniefall von Nikon

Die kubanische Botschafterin in Bern, Ana Maria Rovira Indigua. Foto Schwander

wissen wir aus Erfahrung, was für
Aktionen und Massnahmen diese Art
von verdeckten Operationen etwa vor-
sieht: Militärische Aggressionen mit
Söldnern, terroristische Anschläge
und Pläne zur Ermordung von Füh-
rungskräften.

Wie könnten sich die Beziehungen
zu den USA verbessern? Gibt es dazu
einen «Plan Castro»?

Es gibt keinen derartigen Plan. Hin-
gegen haben wir unsern Willen zur
Normalisierung der Beziehungen zu
den USA in aller Öffentlichkeit un-
zählige Male bekräftigt. Wir sind be-
reit zu Gesprächen, aber nur auf glei-
cher Augenhöhe, ohne Auflagen und
unter voller Respektierung unseres
Rechts, als freies und souveränes
Land zu handeln.

Unser Volk wird nicht darauf ver-
zichten, sein Recht auf Selbstbestim-
mung auszuüben, es wird keinerlei
Konzessionen machen die seine natio-
nale Würde beeinträchtigen könnten
und wird damit fortfahren, seine ge-
rechte und solidarische Gesellschaft
zu vervollkommnen.

Der kubanische Junge Raysel Sosa
Rojas war stolz – und das mit recht. Er
hatte einen der ersten Preise beim In-
ternationalen Kinderwettbewerb über
die Umwelt gewonnen, den das UN-
Umweltschutzprogramm aus Anlass
des Weltumwelttages am 5. Juni ver-
anstaltet hatte. Begleitet von seinem
Lehrer, Jorge Jorge González, war der
Junge, der seit seiner Geburt an Hä-
mophilie, der Bluterkrankheit, leidet,
nach Algier gereist, wo die Preisver-
leihung in Anwesenheit des algeri-
schen Präsidenten Bouteflika und an-
derer Persönlichkeiten stattfand. Am
Nachmittag überreichten dann hoch-
rangige Vertreter des UN-Programms
den Kindern ihre Preise: die Medail-
len für den Weltmeister und die regio-
nalen Meister – unter ihnen der junge
Raysel Sosa Rojas für Lateinamerika
und die Karibik – sowie drei weitere
Kinder, die Sonderpreise errungen
hatten. Ausserdem überreichten die
Sponsoren der Veranstaltung – der
deutsche Bayer-Konzern, das japani-
sche Fotounternehmen Nikon und die
ebenfalls japanische Stiftung für glo-
balen Frieden – ihre Geschenke an die
Kinder: ein T-Shirt mit dem Gewin-
nerbild jedes Kindes, hervorragende
Malutensilien und eine Digitalkamera
von Nikon. Alle Kinder bekamen die-
se Geschenke – ausser dem kleinen
Kubaner. Er bekam zwar Buntstifte
und seine Medaille, aber die Kamera
bekam er nicht. Einer japanischen
Zeitschrift berichtete der kubanische
Lehrer später: «Es ist von den Organi-
satoren weder vorher noch hinterher
jemand zu uns gekommen, um uns zu
sagen was los ist. Erst nach Ende der
Veranstaltung, als ich mir die Sachen
anguckte, die Raysel bekommen hat-
te, bemerkte ich, dass die Kamera
nicht dabei war.» So setzten sie sich
spätabends im Hotel mit dem kuba-
nischen Botschafter in Verbindung,
der sofort hinzukam und um ein Ge-
spräch mit den für die Veranstaltung
zuständigen Beamten des UN-Pro-
gramms bat. Eine Frau Sorbe erklärte
zunächst, Kuba würde die Einfuhr ei-
ner japanischen Kamera verbieten.
Der Lehrer wies diesen Blödsinn
sofort energisch zurück und die Be-

amtin rief daraufhin einen Herrn Ideo
Fujica zu sich, der offenbar der
Nikon-Vertreter in Algier war, obwohl
er sich als Vertreter der Friedens-
stiftung vorstellte. Dieser sagte den
Kubanern: «Aufgrund des Embargos
dürfen wir die Kamera dem kubani-
schen Jungen nicht geben, da sie Be-
standteile aus den Vereinigten Staaten
enthält.»

Raysel ist dann doch noch zu seiner
Digitalkamera gekommen. Zurückge-
kehrt nach Kuba erhielt er in seiner
Schule einen Besuch des kubanischen
Vizegesundheitsminister, der ihm
eine von Fidel Castro persönlich be-
sorgte Kamera überreichte.

Quelle: Juventud Rebelde /Red Globe

US-Folterpraktiken

Washington (dpa). Die US-Regierung
will es gefangenen und von ihr als
mutmassliche Terroristen  eingestufen
Menschen verbieten, über ihre Be-
handlung bei Verhören zu sprechen.
Die in geheimen CIA-Gefängnissen
angewendeten Methoden bei Verneh-
mungen gehörten zu den wichtigsten
zu schützenden Geheimnissen auf
dem Gebiet der nationalen Sicherheit,

heisst es in einer gerichtlichen Einga-
be des Justizministeriums, über die
die «Washington Post» jetzt  berichte-
te. Danach argumentiert die Regie-
rung im Einzelnen, dass eine Enthül-
lung der Methoden «extrem schweren
Schaden» anrichten könne. So könn-
ten Terroristen «Gegentechniken» zu
den Methoden lernen und dadurch die
Bemühungen der Regierung verei-
teln, Informationen von ihnen zu er-
halten. Vor diesem Hintergrund müss-
ten die Gefangenen auch daran gehin-
dert werden, mit ihren Anwälten über
ihre Behandlung zu sprechen...

In Kürze
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Eine globalisierte Industrie bedarf weltweiter Kontrolle

Waffenhandel ohne Grenzen
Zusammenfassung der englischsprachigen Studie «Arms Without Borders: Why
A Globalised Trade Needs Global Controls» – veröffentlicht von amnesty inter-
national, Oxfam und IANSA (Internationales Aktionsnetzwerk gegen Klein-
waffen), Oktober 2006

Die Globalisierung hat den internatio-
nalen Rüstungsmarkt revolutioniert.
Nicht nur gibt es viel mehr Produzen-
ten von Rüstungsgütern als noch vor
fünfzehn Jahren. Auch die internatio-
nale Arbeitsteilung in diesem Bereich
hat zugenommen. Besonders die Be-
schaffung und der Einbau von einzel-
nen Bestandteilen von Rüstungspro-
dukten (Komponenten) ist inzwischen
ein globaler Markt, wobei die End-
fertigung bevorzugt in Ländern mit
schwachen Endverbleibskontrollen
stattfindet. Kein Wunder, dass die so
hergestellten Waffen häufig in die fal-
schen Hände gelangen.

Vor dem Hintergrund dieser Ent-
wicklung werden die Schlupflöcher in
den bestehenden staatlichen und inter-
nationalen Systemen der Rüstungs-
exportkontrolle immer deutlicher. So
können beispielsweise Waffen, Kom-
ponenten oder Technologie relativ
einfach an Bestimmungsorte transfe-
riert werden, die unter Embargo ste-
hen. Ebenso leicht lassen sich Kriegs-
parteien ausrüsten, die das Völker-
recht brechen, oder repressive Re-
gime, die systematisch die Menschen-
rechte verletzen.

Die vorliegende Studie untersucht
das veränderte Muster der Produk-
tionsbeziehungen in der Rüstungsin-
dustrie seit etwa 1990. Moderne Waf-
fensysteme bestehen in der Regel aus
einer Vielzahl von einzelnen Bautei-
len aus aller Welt. Kein Rüstungsun-
ternehmen oder Land ist heute noch in
der Lage, alle benötigten Komponen-
ten selber herzustellen. Die Unterneh-
mensstrukturen sind zunehmend glo-
balisiert, mit Produktionsstätten und
Fertigungsanlagen auf anderen Konti-
nenten, Netzwerken ausländischer
Tochterunternehmen und anderen
Formen von Unternehmenskoopera-
tionen – manchmal in Ländern, in de-
nen es nur wenig Kontrolle darüber
gibt, wo die Waffen letztendlich ver-
bleiben und zu welchen Zwecken sie
eingesetzt werden. Deshalb müssen
die Staaten unverzüglich ein rechtlich
verbindliches internationales Waffen-
handelsabkommen vereinbaren, das
speziell auf die aktuelle Problemlage
zugeschnitten ist.

Ein Grossteil des globalen Waffen-
handels umfasst Rüstungsgüter für le-
gitime Zwecke wie nationale Selbst-
verteidigung, UN-Friedensmissionen
und rechtsstaatliche Polizeiaufgaben.
In grossem Umfang gehen die gehan-
delten Waffen aber an Staaten und
andere Akteure, die sie etwa gegen Zi-
vilisten einsetzen und damit die inter-
nationalen Menschenrechte sowie das
humanitäre Völkerrecht verletzten.
Ohne geeignete Kontrolle können ur-
sprünglich legale Waffen und Muniti-
on schliesslich leicht in die Hände be-
waffneter nichtstaatlicher Gruppen

und des organisierten Verbrechens ge-
langen.

Traditionelle

Rüstungsproduzenten

Die G8-Länder, 4 von ihnen zugleich
ständige Mitglieder des UN-Sicher-
heitsrats, sind die führenden Anbieter
von Waffensystemen und anderen mi-
litärischen Gütern, die in bewaffneten
Konflikten weltweit Anwendung fin-
den – und dabei vielfach auch zu
Menschenrechtsverletzungen miss-
braucht werden. 2005 dominierten
wie in den Jahren zuvor die fünf
grossen rüstungsexportierenden Län-
der – Russland, USA, Frankreich,
Deutschland und Grossbritannien –
das Angebot an grossen konventionel-
len Waffen, zusammen mit schätz-
ungsweise 82 Prozent Marktanteil.

85 der 100 wichtigsten Rüstungs-
firmen haben ihren Hauptsitz in der
industrialisierten Welt. «Arms With-
out Borders» zeigt auf, dass viele die-
ser Firmen in heikle Transfers von
Waffensystemen involviert sind –
etwa aus China, Ägypten, Indien und
Südafrika in bedenkliche Bestim-
mungsländer wie Indonesien, Sudan
oder Uganda. Zum Beispiel wurden
gepanzerte Fahrzeuge der Firma
Landsystems OMC, einer südafrika-
nischen Tochtergesellschaft von BAE
Systems, nach Uganda und Indo-
nesien geliefert, obwohl konkrete
Hinweise bestanden, dass in beiden
Ländern in der Vergangenheit solche
bewaffneten Fahrzeuge bei Men-
schenrechtsverletzungen eingesetzt
worden waren.

Bei allen in der Studie aufgeführten
Beispielen verstossen die beteiligten
Unternehmen nicht gegen geltendes
Recht. Allerdings wären diese Expor-
te in den meisten Fällen wohl nicht
genehmigt worden, wenn die Trans-
fers vom Land des Firmensitzes aus
hätten getätigt werden sollen. Es kann
lediglich vermutet werden, ob einige
Unternehmen genau aus diesem
Grund die Produktion ins Ausland
verlagern, um die relativ strikten Kon-
trollen für direkte Rüstungsexporte in
ihren Heimatländern zu vermeiden.
Der österreichische Pistolenhersteller
Glock plant zum Beispiel eine Pro-
duktionsstätte in Brasilien. Exportge-
schäfte von dort würden nicht unter
den EU-Verhaltenskodex für Waffen-
ausfuhren fallen.

Der beschriebene Mechanismus
findet sich so gut wie in allen Län-
dern, die mit Rüstungsexporten zu tun
haben, nicht nur diejenigen Länder, in
denen sich die Hauptsitze der grossen
Waffenhersteller befinden. Jedes
Land hat die Verpflichtung sicher zu
stellen, dass alle Waffen, die von Un-
ternehmen im Bereich seiner Rechts-
sprechung hergestellt, zusammenge-

baut oder zugeliefert werden, nicht
dazu verwendet werden, Menschen-
rechte zu verletzen oder Völkerrecht
zu brechen.

Newcomer im

Exportgeschäft

Neben den Produzenten aus den tradi-
tionellen Rüstungsexportländern
schicken sich zunehmend Unterneh-
men aus den Entwicklungsländern an,
einen erheblichen Teil des globalen
Rüstungsmarktes zu erobern – und
werden dabei von ihren jeweiligen
Regierungen unterstützt.

Solche «Newcomer» sind Israel
(mit vier Unternehmen in den Top-
100), Indien (drei), Südkorea (drei)
und Brasilien, Singapur und Süd-
afrika mit jeweils einem Unterneh-
men. Die Informationen über China
sind unvollständig, aber zumindest
drei chinesische Unternehmen müs-
sen wahrscheinlich als Global Player
angesehen werden. Die nationalen
Rüstungskontrollen in diesen Län-
dern unterscheiden sich erheblich und
enthalten nicht immer ausdrückliche
Kriterien oder Richtlinien für die Ge-
nehmigung von Rüstungstransfers,
die bestehende völkerrechtliche Ver-
pflichtungen der Staaten widerspie-
geln.

Umgehung von

Exportkontrollen

Die hier beschriebene Entwicklung
vollzieht sich rapide und konterkariert
die relativ langsamen Fortschritte bei
den Waffenexportkontrollen durch
einzelne Staaten. Seit Mitte der
1990er Jahre haben zudem einige re-
gionale und multinationale Staaten-
organisationen wie die EU, ECOWAS,
OAS bzw. die OSZE oder die Wassen-
aar-Gruppe Regulierungsinstrumente
für Rüstungstransfers eingeführt. So
bedeutsam diese Instrumente auch
sind: Die Mehrzahl der Mitgliedsstaa-
ten hat sie bislang entweder noch
nicht schlüssig umgesetzt, im Beson-
deren die einzelnen Bestimmungen
nicht in nationales Recht überführt.
Einige Länder aus der Gruppe der
Newcomer hat sich bisher überhaupt
noch nicht auf irgendwelche Regulie-
rungsinstrumente festgelegt. Daher
gibt es bislang keine Möglichkeit, die
globalen Aktivitäten von Unterneh-
men wirksam zu kontrollieren, die ih-
ren Firmensitz in einem hoch-
regulierten Land haben, aber einen
Grossteil ihrer Geschäfte in weniger
stark regulierten Ländern ausüben.

Zunehmend bedeutende Phänome-
ne wie die arbeitsteilige Beschaffung
von Komponenten auf dem Welt-
markt, globale Lizenzproduktion und
die Auslagerung von geschäftlichen
Aktivitäten an rechtlich eigenständige
Tochterunternehmen sind bisher nicht
ausreichend von den vorhandenen
Kontrollsystemen erfasst. Die Proble-
matik wird weiter dadurch verschärft,
dass auch internationale Vermitt-
lungs- und Finanzgeschäfte, Trans-
port und Logistik sowie die Frage des
endgültigen Verbleibs von Rüstungs-
gütern so gut wie keinen verbindli-
chen Normen und Kontrollen unter-
liegen.

Es sollte im eigenen Interesse jedes
Staates sein – in sicherheitspolitischer
und in wirtschaftlicher Hinsicht –,
dafür zu sorgen, dass Waffenlieferun-
gen nicht zu Menschenrechtsver-
letzungen führen, kriegerische Kon-
flikte verschärfen oder Mittel der
Kaufländer binden, die dringend für
deren wirtschaftliche Entwicklung
benötigt würden.

Dieses Risiko besteht immer dann,
wenn Staaten deutlich mehr Waffen
beschaffen, als für ihre Landesvertei-
digung benötigt werden. Einige waf-
fenexportierende Staaten erleiden
inzwischen Wettbewerbsnachteile

dadurch, dass sie verantwortungsbe-
wusst handeln und das Völkerrecht re-
spektieren. Darum muss gelten: Glei-
che Rechte und gleiche Pflichten für
Alle. Dieses Prinzip kann nur durch
die Schaffung eines rechtsverbindli-
chen globalen Abkommens garantiert
werden, das die Minimalbedingungen
definiert, unter denen vertretbare in-
ternationale Rüstungstransfers statt-
finden können.

Die Opfer

Die Dimension an menschlichem
Leid, das durch unkontrollierte Waf-
fentransfers verursacht wird, verlangt
nach einer umfassenden politischen
Lösung, die die Regierungen unver-
züglich in Angriff nehmen müssen.
Durchschnittlich sterben jeden Tag bis
zu 1000 Menschen in Folge bewaffne-
ter Gewalt. Zahllose weitere Opfer
werden verletzt, ausgeraubt, misshan-
delt und vertrieben. Die Täter sind
staatliche Sicherheitskräfte, bewaff-
nete Gruppen, kriminelle Banden und
bewaffnete Einzeltäter. Schätzungen
von amnesty international zufolge
werden zwischen einem Drittel und
zwei Viertel aller schweren Men-
schenrechtsverletzungen mit Klein-
waffen und leichten Waffen verübt.
Eine grosse Zahl von Menschen –
Männer, Frauen, ältere Menschen,
Kinder – sterben an den indirekten
Folgen bewaffneter Konflikte: dem
Zusammenbruch von Wirtschafts-
strukturen, Gesundheits- und Sicher-
heitssystemen, Krankheiten und Hun-
ger.

Waffenhandel ist mit hohen Folge-
kosten verbunden. Rüstungskäufe von
Regierungen übersteigen zuweilen
das legitime Sicherheitsbedürfnis bei
weitem und zweigen damit dringend
benötigte Mittel von Investitionen in
das Gesundheits- und Bildungssystem
ab. Der US-amerikanische Kongress
schätzt, dass 2004 die Länder Asiens,
des Mittleren Ostens, Lateinamerikas
und Afrikas insgesamt 22,5 Mrd. US-
Dollar für Waffen ausgegeben haben;
acht Prozent mehr als 2003. Mit die-
ser Summe hätten die betreffenden
Länder jedem einzelnen Kind eine
Schulausbildung ermöglichen und
durch bessere Gesundheitsversorgung

die Kindersterblichkeit bis zum Jahr
2015 um zwei Drittel senken können.
Damit wären bereits zwei zentrale UN
Millenium-Entwicklungsziele umge-
setzt worden.

Regierungen müssen zahlreiche
Massnahmen ergreifen, um die Ursa-
chen gewaltsamer Konflikte zu be-
kämpfen. Die Waffen selbst sind nicht
der Auslöser von Gewalt. Dennoch
spielt die Verfügbarkeit von Waffen
eine entscheidende Rolle für das
Ausmass der Gewalttätigkeiten – und
so für die Zahl der Opfer und die Di-
mension an Leid, die damit einherge-
hen.

Praktische Schritte

Ein internationales Waffenhandels-
abkommen («Arms Trade Treaty»)
wäre sicherlich das am besten geeig-
nete Instrument, um unverantwortli-
chen Rüstungstransfers vorzubeugen
– doch nur dann, wenn es fest im Völ-
kerrecht verankert ist, einschliesslich
international anerkannter Menschen-
rechtsstandards und dem humanitären
Völkerrecht. So liessen sich schon im
Ansatz Lieferungen in Kriegs- und
Krisengebiete verhindern, wo diese
Waffen mit grosser Wahrscheinlich-
keit beispielsweise für Völkermord,
Kriegsverbrechen oder Verbrechen
gegen die Menschlichkeit eingesetzt
würden. Das Waffenhandelsabkom-
men würde ebenfalls dazu beitragen,
den Waffennachschub an staatliche
Sicherheitskräfte zu unterbinden, die
schwerwiegende und systematische
Menschenrechtsverletzungen bege-
hen, wie beispielsweise aussergericht-
liche Hinrichtungen, Folter oder das
«Verschwindenlassen» von Men-
schen. Das Waffenhandelsabkommen
wäre schliesslich auch ein wichtiges
Instrument, um der Missachtung
grundlegender wirtschaftlicher, sozi-
aler und kultureller Rechte vorzubeu-
gen, die Umlenkung finanzieller Res-
sourcen von nachhaltiger Entwick-
lung und Armutsbekämpfung zu stop-
pen und die Nachschublinien von Kri-
minellen und Terroristen abzuschnei-
den. (Zusammenfassung amnesty in-
ternational, von der Redaktion leicht
gekürzt. Vollständiger Report  e+f un-
ter www.controlarms.org).

Schweiz:
Generelles Ausfuhrverbot für Kriegsmaterial

In der Schweiz fordert das «Bündnis gegen Kriegsmaterial-Exporte» mit
einer Volksinitiative ein generelles Ausfuhrverbot für Kriegsmaterial und
so genannte «besondere militärische Güter». Auch die Vermittlung von
Kriegsmaterial ins Ausland und Lizenzgeschäfte im Zusammenhang mit
Kriegsmaterial sollen untersagt werden. Die Unterschriftensammlung für
diese Volksinitiative wurde in diesem Sommer gestartet. (Unterschriften-
bogen sind erhältlich bei www.kriegsmaterial.ch oder beim Sekretariat der
SFB, Tel. 061 681 03 63).

Seit 1975 hat die Schweiz für bald 12 Mia. Franken Kriegsmaterial ex-
portiert, zu einem grossen Teil an Staaten die Kriege führten, an Regimes
die Menschenrechte mit den Füssen traten und in Gebiete in denen Men-
schen verhungerten und im Elend lebten. Kurz: Das Kriegsmaterialgesetz
wurde durch diese Deals mit Rüstungsgütern laufend krass verletzt. (H.F.)

Kampagne von amnesty international, Oxfam und IANSA für eine wirksamere Waffen-
ausfuhrkontrolle – in London auf dem Weg zur Abgabe des Reports an die G8-Bot-
schaften. Foto amnesty international.
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Hetze der NZZ / Mob vor

Konrad Farners Haus

Die Zeitungen waren in diesen Tagen
voll von diesem ungarischen Auf-
stand. Vielen PdA-Mitgliedern wurde
die Stelle gekündigt, von einer Stunde
auf die andere mussten sie fort. Es
hatte eine PdA-Sitzung gegeben an
die auch mein Mann ging, und dort
hatte er die Genossen aufgerufen
durchzuhalten. Darauf hat die Neue
Zürcher Zeitung am nächsten Tag,
also am 13. November, eine kurze
Mitteilung gemacht, das muss man
dann genau nachlesen was dort drin
stand, dass Dr. Konrad Farner nicht
mehr in Zürich, sondern in Thalwil,
an der Mühlebachstrasse 11 wohne
und: man solle sich an ihn wenden ...
Ich weiss nicht mehr, ob das im Mit-
tag- oder Abendblatt war, aber von
diesem Augenblick an läutete bei uns
unaufhörlich das Telefon. Die un-
glaublichsten Leute riefen an und sag-
ten böse Dinge, sogar vermeintlich
gute Bekannte. Anfänglich nahmen
die Kinder das Telefon ab, ich war ja
in der Stadt.

Ich möchte unseren Fall nicht hoch-
spielen, andere haben ebensoviel mit-
gemacht, aber unser Fall wurde ein-
fach bekannt gemacht, durch die Zei-
tungen, dieser Appell an die Männer
und Frauen von Thalwil wurde doch
überall abgedruckt, und der Aufruf
der Zürcher Zeitung von Dr. Bieri, der
ging doch durch den ganzen Blätter-
wald, da haben wir doch gar nichts
dazu getan. Wenn bei Escher Wyss
eine Sekretärin, die zwanzig Jahre
dort gearbeitet hatte, entlassen wurde,
von einem Tag auf den andern, weil
sie in der Partei der Arbeit war, oder
wenn ein Arbeiter verjagt wurde, das
kam natürlich nicht in den Zeitungen.
Aber der Dr. Farner erschien einfach
überall in der Presse ...

Unser Haus war ja das zweite von
vier angebauten Häusern, und hin-
tendrein habe ich auch vernommen,
dass Genossen draussen standen, aber
die konnten natürlich nichts machen
unter so vielen Leuten. Ein Polizist
kam in unser Haus und postierte sich
hinter die Tür. Ich sagte ihm, er solle
doch draussen vor der Tür stehen. Da

Ein Nachtrag zum Ungarnaufstand 1956

Niemals vergessen!
Angeregt durch die zahlreichen Medienberichte zum 50. Jahrestag des Ungarn-
aufstands, habe ich ein längst vergriffenes Büchlein ausgegraben. Ein schmales
Bändchen mit dem Titel «Niemals vergessen!», erschienen 1976 im Limmat-
verlag.

Es enthält Interviews des Filmemachers Richard Dindo mit Schweizerinnen
und Schweizern, die den Herbst 1956 als besonders bedrohliche Zeit erlebt ha-
ben. Sie wurden jedoch nicht, wie erwartet, durch Kommunisten bedroht: Sie
wurden bedroht, weil sie Kommunisten waren oder dafür gehalten wurden. Und
zwar von ganz normalen Schweizer Bürgern, die durch Politiker und Medien
aufgehetzt waren.

Der bekannteste Deutschschweizer Kommunist jener Zeit war Dr. Konrad
Farner, Kunsthistoriker und Publizist, wohnhaft in Thalwil. Seine Frau  Martha
erzählt, wie sie den Herbst 1956 erlebt hat. (Die Redaktion zeichnet für Textaus-
wahl, Reihenfolge, Zwischentitel, Rechtschreibung).

Antoinette Mächtlinger

hat er mir zur Antwort gegeben, das
könne man jetzt nicht, er gehe dann
schon, wenn es an der Zeit sei, aber er
ging dann erst, als die Tür schon auf-
geknackt war.

Sie wussten immer, wer bei uns ein
und aus ging. Gut, der Schlosser ist
gekommen. Ich habe ihm die Tür ge-
öffnet, und da hat er gesagt: «Sehen
Sie, Frau Farner, ich komme nur Ih-
nen zuliebe, Sie tun mir furchtbar
leid. Man hat mich schon gewarnt, als
ich die Arbeit annahm für den Umbau
in der Küche. Man hat mir gesagt, du
arbeitest für einen Kommunisten ...»
Ich hab ihn dann gefragt, warum er es
trotzdem gemacht habe, aber er hat
mir keine Antwort gegeben.

Die erste Flucht /

Marcel Brun

Wir fuhren dann in Marcels (Marcel
Brun alias Jean Villain, der kürzlich
verstorbene Schriftsteller, die Red.)
Auto die Mühlebachstrasse hinunter,
und nach der Schifflände hat sich
bereits ein Rad gelöst. Alle Schrauben
waren aufgedreht worden. Ich in mei-
ner inneren Aufregung hatte das gar
nicht bemerkt, aber als Marcel anfing
zu fluchen, habe ich es dann auch ge-
sehen. Wir wären ums Haar verun-
glückt. Wir schraubten das Rad wie-
der an und fuhren nach Zürich, in
Marcels Wohnung, und dort warteten
bereits die Freunde aus Basel und
nahmen die Kinder in Empfang.

Die zweite Flucht: Ascona

Wir haben damals aber auch schöne
Dinge erlebt. Wir erhielten von den
Freunden regelmässig Pakete, wir hat-
ten im Monat etwa 600 Franken zur
Verfügung, Geld, das mit Schokola-
den oder kleinen Beigaben für die
Kinder geschickt worden war. Das hat
uns kolossal getröstet, ich hatte nicht
mehr das Gefühl allein zu sein. Zu-
rückgeschaut, heute, das habe ich mir
schon oft überlegt, ich glaube, Koni
hatte halt doch einen grossen Schre-
cken, er musste das alles zuerst einmal
verarbeiten, er hat es nicht gezeigt
nach aussen, er war nur «maullos»
wie wir sagten, er stand meistens am
Fenster und studierte vor sich hin.
Wenn ich ihn bat, er solle mit den Kin-
dern Aufgaben machen oder sonst et-
was, ich hatte ja Schulbücher mitge-
nommen, schüttelte er nur den Kopf,
er war einfach nicht fähig dazu, wäh-
rend hingegen eine Frau, möchte ich
sagen, einfach tätig eingreifen muss,
weil das Leben weiterläuft, vom Mor-
gen bis am Abend.

Langsam kam Weihnachten, und
eine Freundin lud uns nach Minusio
ein und machte einen Weihnachts-
baum an einem Cheminéefeuer, aber
es kam keine richtige Stimmung auf,
es war eher etwas traurig. Was mich
persönlich tief gerührt hat, war der
Besuch meiner Schwestern. Sie ka-
men wirklich aus Liebe zu mir und
um den Kindern und uns zu zeigen, zu
dokumentieren, dass wir nicht allein
sind. Sie waren einen ganzen Nach-
mittag da, übernachteten auch hier,
und am andern Tag mussten sie
wieder fort. Aber es war rührend, es
hatte uns allen gut getan.

Zurück in Thalwil /

Die Tafel

Wir hatten abgemacht, dass ich allein
mit den Kindern nach Thalwil gehen
würde. Ich sagte mir, dass ich besser
neu anfangen könne, wenn Koni nicht
da ist. Er war ja der Stein des Anstos-
ses. Bei unserer Ankunft in Thalwil
stand die Polizei auf dem Perron.

Unser Haus in Thalwil war im Par-
terre immer noch ganz vermacht, wir
trauten uns nicht, die Fensterläden
aufzutun. Ich sagte den Kindern
immer: schliesst die Läden. Die
Gewerbler hätten uns ja nicht bedient,
wenn jemand eine Fensterscheibe ein-
geschlagen hätte. Das Haus ist ja an
und für sich schon dunkel, weil es ein
Anbau ist. Nach Norden und nach Sü-
den hatten wir die Läden geschlossen.
Wir liessen Tag und Nacht das Licht
brennen. Es war eine furchtbare Düs-
ternis. Jeden Morgen stand ich eine
Stunde früher auf und ging vor die
Haustüre, um zu sehen was wieder ge-

macht worden war. Entweder hatte es
grosse Steine vor der Tür oder sie war
frisch verschmiert, manchmal mit
menschlichem Unrat. Ich sagte mir,
die Kinder sollen wenigstens unbehel-
ligt zur Haustür heraus gehen können,
sie haben es ja dann nachher noch
schwer genug. So habe ich jeden Mor-
gen früh diesen Dreck zusammen-
geputzt, im Bewusstsein, dass man
mir von vis-à-vis zuschaut. Das war
eher ein ekelhaftes Gefühl, mir kamen
dann immer die Juden in den Sinn ...
Wenn ich dann manchmal in der Web-
stube einen Fensterladen öffnen muss-
te, sah ich gerade das grosse Plakat,
das sie während unserer Abwesenheit
im Nachbarsgarten eingerichtet hat-
ten. Es waren grosse Eisenbalken in
den Boden zementiert worden, die Ta-
fel war aus dickem Holz, ungefähr an-
derthalb bis zwei Meter breit und drei
Meter hoch, übrigens sehr raffiniert
und graphisch tadellos gemacht, ein
schwarzer Grund und ein grosser
Kreis und in diesem Kreis stand der
Text. Diese Tafel hatten wir täglich,
stündlich vor unseren Augen, wäh-
rend zehn Jahren.

Wir mussten also zwei Hypotheken
verzinsen, und als ich im 1956 einmal
vergass, den Zins zu bezahlen, das
zeigt, in was für einer Verfassung ich
war, schickten sie nach einigen Tagen
schon die Kündigung der zweiten Hy-
pothek, darauf hatten sie natürlich nur
gewartet. Dann hatten wir natürlich
grosse Mühe, wieder eine Hypothek
zu finden. Mein ganzes Geld, das ich
von meinen Eltern geerbt habe, ist al-
les in diesem Haus, es war nicht sehr
viel. Ich weiss nicht, wo wir gewohnt
hätten, wenn wir nicht zufälligerweise
Hausbesitzer gewesen wären.

Die Schule

Also gut, ich kam zu diesem Schul-
präsidenten, einem Herrn Doktor so
und so, wurde empfangen, er hat mich
eigentlich sehr nett begrüsst. Ich tat
ihm wahrscheinlich leid. Ich sagte:
«Also gut, ich appelliere an Sie, als
Schulpräsident, dass sie meine Kinder
beschützen, damit sie in die Schule
gehen können.» Da hat er gesagt:
«Das kann ich nicht, und ich sage Ih-
nen noch einmal, schicken Sie die
Kinder nicht in die Schule, weil die
Papiere nicht bei der Gemeinde lie-

gen.» Ich läutete dann unseren
Rechtsanwalt an und legte ihm den
Fall klar. Er hat gesagt: «Schick deine
Kinder nur in die Schule, ich mach
diese Sache in Ordnung.»

Die Kinder gingen jetzt zur Schule.
Ich hatte ihnen immer gesagt, sie sol-
len pünktlich nach Hause kommen,
weil ich sonst Angst habe, und all die-
se Jahre, in denen wir verfolgt wur-
den, kamen sie immer auf die Minute
nach Hause. Sie hätten allerdings
auch gar keine Gelegenheit gehabt,
sich auf den Spielplätzen herumzu-
treiben, die andern Kinder durften ja
nicht mit ihnen spielen.

Ein Mädchen machte damals gera-
de eine Kanzlistinnenlehre auf der
Gemeinde, und ihre Mutter wollte zu
mir in den Webkurs kommen. Man
legte ihr nahe, darauf zu verzichten,
wenn sie wünsche, dass die Tochter
ihre Kanzlistinnenlehre fortsetzen
könne ...

Feigheit und Mut

In all diesen Jahren habe ich mich
immer gefragt, was diese Frauen, was
die Mütter dazu zu sagen haben. Kei-
ne Frau hat sich gemeldet. Ich meine,
wenn ich von einem solchen Fall ge-
hört hätte, wäre ich zu einer solchen
Frau gegangen oder hätte mindestens
angeläutet. Wo sind die Mütter? Das
hat in meinem Hirn gebohrt, fast täg-
lich habe ich das gedacht. Frauen sind
eigentlich unkameradschaftlich! Ich
kenne jetzt ein paar sehr nette Frauen,
und zufällig oder auch gewollt kom-
men wir zusammen, und immer wie-
der wird betont: «Wir haben von euch
geredet, wir hatten Mitleid mit euch,
aber was hätten wir tun können?» Sie
hätten doch ... ich weiss nicht ... oppo-
nieren ... ich weiss nicht, was man hät-
te machen können. Es hat sich halt
doch niemand getraut. Aufgrund von
dem sage ich: von hundert Schwei-
zern, würde ich sagen, sind neunzig
feige, wenn es drauf und dran kommt.
Wenn ich zufälligerweise vor der Tür
etwas wegwischte und die Fabrik aus
war und die Arbeiter gingen nach
Hause, da haben sie alle stereotyp auf
die andere Seite geschaut, sie getrau-
ten sich nicht einmal zu nicken.

Der Einkauf für das tägliche Brot
war für mich immer das schwierigste,
ich ging natürlich nicht gerne auf die
Strasse. Der erste Gang war in den
nächstliegenden Konsum. Der wurde
von einem älteren Fräulein geleitet.
Im Laden selber standen Arbeiter-
frauen, die Sachen einkauften fürs

Mittagessen, und als ich zur Türe her-
einkam, hat sich sofort eine Bahn ge-
bildet bis zum Verkaufstisch, eisiges
Schweigen, ich schaute die Verkäufe-
rin an, wahrscheinlich Hilfe suchend,
ich weiss es nicht mehr, es war mir ja
auch ausserordentlich peinlich. Da
sagte sie mit ihrem treuen Blick durch
ihre Drähtlibrille hindurch: «Brot ist
für alle da, nicht wahr Frau Farner?»
Da hatte ich zum ersten Mal geweint,
und das hat mir auch wieder Mut ge-
macht.

Was ich wirklich betonen und her-
ausheben möchte ist eine gütige
Nachbarin, eine siebzigjährige Frau,
die mehrere Male versucht hatte, un-
sere verschmierte Türe zu waschen.
Dadurch geriet sie in Missgunst bei
unseren «Feinden», und man hat sie
sogar geplagt; zum Beispiel hat man
einmal hinter ihrem Rücken, als sie
von einer Kommission nach Hause
kam, Schreckschüsse abgegeben.

Etwas sehr Schönes haben wir er-
lebt, an Weihnachten 57, da haben wir
ja unglaublich viele Pakete bekom-
men, von Freunden und Genossen,
aber alle Pakete waren entweder ein-
gedrückt oder aufgerissen, die Schnü-
re ab, das wurde auf der Post gemacht.
Sehr viele Pakete kamen ohne Absen-
der, aber in jedem Fall war das eine
sehr schöne Solidarität.

Rückblick

Auch Koni, das muss ich wirklich sa-
gen, hat immer wieder gesagt, es gibt
Millionen von revolutionären Opfern,
die man nicht einmal beim Namen
kennt, und da habe ich mir wieder ge-
sagt, das ist ja lächerlich, wir sind
auch nur ein kleiner Anteil an die Re-
volution. Wir hatten noch ein Dach
über dem Kopf und jeder sein eigenes
Bett und sind noch nicht verhungert.

Zurückgedacht bereue ich nichts an
meiner Haltung, einzig, wenn ich an
die Kinder denke, sage ich mir, sie
hätten ein unbeschwerteres Leben
verdient. Aber ich selber sage: Im
Kampf wird man stark! Und das hat
mich gestählt. Es war doch sicher po-
sitiv, dass wir durchgehalten haben,
denn viele Leute, die sich mit unse-
rem Fall beschäftigen, mussten sich
doch sagen, die halten doch auch
nicht umsonst durch, die müssen doch
irgendwie überzeugt sein; und die
Leute, die sich mit unserem Fall be-
schäftigten, sind ja nicht gerade die
Dümmsten.

(Aus «Niemals vergessen», Limmat
Verlag Genossenschaft, Zürich 1976)

Friede für einen Tag

An Ungarn 1956 erinnere ich
mich mit Schrecken!

In Basel wurde alles was fort-
schrittlich oder links war ange-
griffen. Mein Mann Joe Stebler,
als aktiver Friedenskämpfer be-
kannt, war in grosser Gefahr.
Fensterscheiben wurden einge-
schlagen. Wir wohnten im Hoch-
parterre. Ich war mit meinen klei-
nen Kindern allein zuhause und
hatte schreckliche Angst. Ich
schloss alle Fensterläden. Joe war
in die Stadt gegangen, um zu se-
hen, was mit dem PdA-Sekretari-
at passiert war. Der Marktplatz
war voll gröhlender Menschen.
Zum Glück war es finstere Nacht
und sie haben Joe nicht erkannt,
sonst hätten sie meinen Mann
womöglich erschlagen.

Louise Stebler

Am 21. September 1981, dem Tag der
damaligen Vollversammlung, verkün-
dete die UNO-Generalversammlung:
Dieser Tag soll offiziell benannt und
gefeiert werden als Weltfriedenstag
und soll genutzt werden, um die Idee
des Friedens sowohl innerhalb der
Länder und Völker als auch zwischen
ihnen zu beobachten und zu stärken.
25 Jahre später am 21. September
2006 haben wir mit einer Standaktion
in Basel an diesen Tag erinnert. Wie
wohl der Weltfriedenstag in unseren
Breitengraden kaum bekannt ist, sind
wir auf ein positives Echo gestossen.
Wir haben Hunderte von «Unsere
Welt» verteilt, neue Abonnenten ge-

worben, Unterschriften für die Initia-
tive gegen Kriegsmaterialexporte ge-
sammelt und auf unsere Kino-Veran-
staltung mit «Loose Change» auf-
merksam gemacht. Diesen Dokumen-
tarfilm haben wir in Basel und Bern
mit grossem Erfolg zeigen können.
Zu dessen Inhalt wurde in unserer
letzten Nummer berichtet. Nach wie
vor kann man sich den Film im
Internet anschauen. Wer diese Mög-
lichkeit nicht hat kann ihn bei uns als
DVD mit deutschen Untertiteln zum
Unkostenbeitrag von Fr. 15.– bezie-
hen.

Schweizerische Friedensbewegung
SFB, Postfach, 4001 Basel
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Eolo Morenzoni, 1936 jüngster Spanienkämpfer aus der Schweiz und ein Jahr zuvor
als 15jähriger wohl auch einer der Jüngsten, die von der Bundespolizei je fichiert
worden sind. Foto Schwander

Gedenkplakette beim antifaschistischen
Mahnmal in der Rue Dancet in Genf mit
Worten der Vizepräsidentin des spani-
schen Parlaments Dolores Ibarruri, «La
Pasionaria», bei der Verabschiedung der
Internationalen Brigaden im November
1938: «Mütter! Frauen! Wenn der Groll
einmal gemildert ist und der Stolz über
das freie Vaterland von allen Spaniern
gleichermassen gefühlt wird, sprecht zu
Euren Kindern, erzählt ihnen: Sie
verliessen alles und kamen zu uns, um uns
zu sagen: Hier sind wir! Eure Sache, die
Sache Spaniens, ist unsere Sache. Ihr seid
die Geschichte, Ihr seid die Legende, Ihr
seid das heroische Beispiel für die Soli-
darität und die Universalität der Demo-
kratie. Wir werden euch nicht vergessen.»
Das Mahnmal zuer Erinnerung an die
Interbrigaden wurde von der Stadt Genf
errichtet.

Von Martin Schwander

Als junger Interbrigadist in Spanien

Für die Sache

Vor ziemlich genau siebzig Jahren,
am 12. November 1936, packte der
eben erst 16 Jahre alt gewordene Eolo
Morenzoni in Lugano wie gewohnt
den Schulsack, nur dass sich diesmal
keine Schulbücher darin befanden,
sondern Taschentücher und ein Hemd.

«Statt in die Schule zu gehen, ging
ich nun zum Bahnhof, wo ich mich bis
zur Abfahrt des Zuges – um 11 Uhr –
in der Toilette eingeschlossen ver-
steckt hielt. Denn wäre ich herumge-
laufen, hätten mich Bekannte gesehen
und gefragt, was ich um diese Zeit hier
machte. Sie würden sicher meine Fa-
milie verständigt haben, was ich ver-
hüten wollte, da ich wusste, dass mei-
ne Eltern es mir verboten hätten, fort-
zufahren. Das waren die ersten tragi-
schen Momente für mich.»

So schildert Eolo im 1939 erschie-
nenen Buch «Schweizer kämpfen in
Spanien» seine ersten Schritte auf
dem Weg, der ihn schliesslich nach
Spanien führte, wie Tausende anderer
Freiwilliger aus der ganzen Welt, zur
Verteidigung einer Sache, die sie zu
ihrer eigenen gemacht hatten: Des
Kampfes der Demokratie gegen den
Faschismus.

In einem Abschiedsbrief an seine
Eltern legte der junge Gymeler seine
Beweggründe dar:

«Ich muss dem Drang meines Her-
zens folgen. Ich kann nicht anders, ich
muss nach Spanien gehen, um zu
kämpfen, um den ganzen Mut und al-
les, was Ihr mit so viel Sorgfalt und
Elternliebe in meinem Herzen erweckt
habt, in den Dienst der Sache zu stel-
len.

Von ganzem Herzen danke ich Euch
für alles, was Ihr für mich getan habt.
Es wird eine Zeit kommen, wo ich
Euch für diese Wohltaten belohnen
kann.

Ich weiss, dass ich jung bin. Aber
heisst das, dass ich meine Jugendzeit

in einem so abgelegenen Lande, wie
es der Tessin ist, vergeuden soll? Ich
werde mich als Eurer würdig erweisen
und Euch Ehre machen.

Verzeiht mir meine Mängel und
Fehler!

Ihr sollt nicht denken, dass mir je-
mand den Kopf voll gemacht hat, das
dürft Ihr nicht. Alles was ich tue, tue
ich aus eigener Überzeugung und
meinem Gewissen folgend.

Ich habe das Bedürfnis, einmal statt
mit der Feder mit einem Gewehr oder
einer Mitrailleuse gegen die Verräter
zu kämpfen.» (Zitiert in «Schweizer
kämpfen in Spanien», Zürich 1939)

Heute weiss der 86jährige Rentner,
der uns in seiner Genfer Wohnung un-
weit des Brigadisten-Denkmals an der
Rue Dancet empfängt, dass seine
Mutter beim Lesen des Briefes in
Ohnmacht fiel. «Mein Vater hingegen
hat getobt, das sei ja der pure Wahn-
sinn, eine Verrücktheit. Sie haben
schon verstanden, warum ich fortge-
gangen bin und waren auch solida-
risch mit meiner politischen Haltung,
schliesslich war mein Vater, ein Mit-
begründer der Tessiner SP, seit 1920
Mitglied der Kommunistischen Par-
tei. Aber es war mein Alter, das sie
beunruhigt hat.»

Anarchisten überlisten

Die Reise führte Eolo zunächst nach
Basel, dann, nach heimlichem Grenz-
übertritt bei St. Louis, mit  Hunderten
anderer Freiwilliger aus verschie-
densten Ländern nach Perpignan, an
die spanische Grenze.

Eine Schwierigkeit galt es für Eolo
noch zu überwinden, und die hatte
wiederum mit seinem Alter zu tun: In
Perpignan wurde die Musterung für
die Internationalen Brigaden von re-
publikanischen Kräften überwacht
und die wiesen Minderjährige konse-
quent zurück. «Mit Hilfe eines italie-
nischen Genossen haben wir die An-
archisten, die mit der Musterung be-

auftragt waren, überlistet», schmun-
zelt der 6fache Grossvater. «Timone,
so hiess der Italiener, versicherte den
Spaniern, dass ich volljährig sei und
Sohn eines italienischen politischen
Gefangenen. So wurde ich durchge-
lassen.» Mitgeholfen haben mag
dabei ein Hut, den sich Eolo von ei-
nem Freund ausgeliehen hatte, um et-
was älter zu erscheinen.

Nach kurzer Ausbildung und als
Kämpfer des ruhmreichen Batallions
«Tschapajew», das unter dem Kom-
mando des Zürchers Otto Brunner
stand und von allen Interbrigaden am
meisten Nationalitäten in sich verein-
te, erlebte der Jüngling bald einmal
die Gräuel der Front:

«Am 27. Dezember 1936 hatten wir
die ‹Feuerprobe› zu bestehen. An die-
sem Morgen setzte gerade der Angriff
gegen Teruel ein, der mehrere Tage
dauerte. Ein Angriff folgte dem an-
dern.

Um die Wahrheit zu sagen: die ers-
ten zwei Tage waren für mich eine Fol-
ter. Ich hatte Angst. Die Toten und Ver-
wundeten hatten auf mich den
grösseren Eindruck gemacht als alles
andere.» (ibid. S. 168f.)

Nach verschiedenen Operationen
u.a. in der Sierra Nevada nahm Eolo
anfangs April 1937 an der Offensive
gegen Valsequillo teil.

«Während dieser Offensive verloren
wir sehr viele Genossen, besonders in
der Nähe der Eisenbahnstation, wo
ein Dutzend Faschisten sich versteckt
hielt. Als diese sahen, dass sie verlo-
ren waren, kamen sie mit erhobener
Faust hervor und riefen: ‹Es lebe
Russland! Wir sind Kommunisten!›

Wir zwangen sie, aus dem Gebäude
zu kommen und schon bereitete ich
mich vor, auf diese Verräter zu schies-
sen, als der Hauptmann der ersten
Kompagnie sich mir näherte, den Re-
volver gegen mich richtete und sagte:
‹Wenn Du schiesst, bist Du ein Toter.›
Zuerst war ich betroffen, dann begriff
ich schliesslich. ‹Was willst Du, Ge-
nosse›, sagte der Hauptmann, ‹das
sind Soldaten, die keine Überzeugung
haben, die irregeführt wurden.›»
(ibid. S. 169f.)

Insgesamt 80 Frewillige der Inter-
nationalen Brigaden stammten aus
dem Kanton Tessin. «Damit waren wir
jene, die proportional zur Bevölke-
rung weltweit das stärkste Kontingent
stellten», unterstreicht Eolo Moren-
zoni mit einem gewissen Stolz und
fügt an: «Zwölf von uns Tessinern
sind in Spanien gefallen, wir alle wur-
den mindestens einmal verwundet.»

Die zweite Verwundung, die Eolo
unter einem Bombehagel bei Brunete
erlitt, war eine zuviel:

«Nach fünf Tagen war ich wieder
geheilt und es ging erneut an die
Front. Doch der Wille genügte nicht.
Die Kräfte fehlten. Nach den ersten
fünfzig Metern fiel ich zu Boden, ohne
irgendwie verwundet zu sein. Von da
an wurde ich zur Verfügung des Gene-
ralstabs der 45. Division gehalten.»
(ibid. 171)

In all dieser Zeit – inzwischen war
bereits Herbst 1937 geworden – haben
die Eltern Eolos mit Hilfe italieni-
scher Genossen verzweifelt versucht,
seinen Standort herauszufinden, um
ihn zurückzuholen. «Ich schrieb ihnen
von Zeit zu Zeit schon kurze Briefe ,
aber einerseits war das sehr kompli-

ziert, andererseits waren sie dadurch
nicht beruhigt.» Aufspüren anhand
des Absenders konnten sie ihren Sohn
hingegen nicht: «Alle Briefe der
Interbrigadisten hatten als Absender
das Hauptquartier von Albacete. Und
im übrigen hielt ich mich immer ver-
deckt und liess mich beispielsweise
auch nie fotografieren.»

Beinahe nach Moskau

Gefunden haben die Eltern Eolos den
nun bereits 17jährigen schliesslich
mit Hilfe des italienischen Antifa-
schisten und nachmaligen PCI-Chefs
Luigi Longo, der unter dem Kriegs-
namen Gallo als Generalkommissär
der Internationalen Brigaden wirkte.
«Gallo hat mich bei einem Besuch an
der Front in der Garibaldi-Brigade
entdeckt. Er hat mich dann von der
Front weg an die Schule geholt, nach
Quintanar, um Rekruten des Reserve-
bataillons der Garibaldi-Brigade aus-
zubilden.» Mit den Eltern wurde ver-
einbart, dass sich Eolo mit ihnen in
Paris trifft und er danach wieder nach
Spanien zurückkehren dürfte. «Aber
als ich im Februar 1938 in Paris einge-
troffen war, erhielt ich über den dorti-
gen Verantwortlichen der italieni-
schen KP den Befehl, in die Schweiz
zurückzukehren. Geplant war, dass
ich in der Schweiz zunächst meine Si-
tuation mit den Behörden regeln und
danach eine Journalistenschule in
Moskau besuchen sollte.» Erste jour-
nalistische Erfahrungen hatte Eolo
schliesslich schon als Gymeler geholt
und der erste Eintrag in seiner um-
fangreichen BuPo-Fiche betraf denn
auch einen Artikel, den er 1935 für
das Tessiner KP-Blatt «Falce e mar-
tello» geschrieben hatte. «Doch be-
kanntlich änderte sich die weltweite
Situation in jenen Monaten rasant und
das Vorhaben mit Moskau scheiterte.»

In die Schweiz zurückgekehrt ist
Eolo dennoch – und wurde sogleich
verhaftet. «Zunächst kam ich für sie-
ben Tage in U-Haft und wurde im
September 1938, zwei Monate vor
meinem 18. Geburtstag, wegen an-
geblicher Schwächung der schweize-
rischen Wehrkraft (!) zu 45 Tagen Ge-
fängnis verurteilt.»

Nach Rekrutenschule und Mobili-
sierung leistete Eolo über tausend
Aktivdienst-Tage, jobbte zwischen
den Mobilisierungsetappen in ver-
schiedensten Berufen – und blieb sei-
nem politischen Engagement treu.
«Ich wurde sicher ein Dutzend Mal
verhaftet, weil ich illegale Flugschrif-
ten verteilte oder an Kundgebungen
teilgenommen hatte.» 1943 gelangte
Eolo über eine linke Protestliste – die
Kommunistische Partei war längst
verboten – gar in das Luganer Stadt-
parlament. «Zu meiner Schande muss
ich gestehen, dass ich nur zwei Sit-
zungen besuchte. Aber die diskutier-
ten dort über Trottoirs etc. und das in-
teressierte mich zu jener Zeit wirklich
nicht.» Später, nach Kriegsende, wur-
de Eolo wieder gewählt, diesmal auf
der Liste der jungen Partei der Arbeit.
Nach einigen Monaten legte er jedoch
das Mandat nieder: Er hatte inzwi-
schen in Bern eine Arbeit gefunden.
«Ich arbeitete – unter strenger Bewa-
chung der BuPo – auf der rumäni-
schen Botschaft.» Fünf Jahre lang hat
diese Anstellung gedauert und der
Aufenthalt in Bern brachte Eolo auch

persönliches Glück in der Gestalt von
Marianne, die er 1951 kennen und lie-
ben lernte. Genf schliesslich bot dem
jungen Ehepaar, dem bald einmal ein
Knabe und ein Mädchen geboren
wurden, nicht nur eine dauerhafte
Bleibe, sondern dem PdA-Mitglied
Eolo auch eine Lebensstelle als Di-
rektor des Genfer Busbahnhofs.

Wenn er das Rad seines eigenen Le-
bens zurückdrehen könnte? «Ich wür-
de genau daselbe noch einmal tun»,
sagt Eolo Morenzoni ohne Zögern.
«Ich bin stolz darauf, an diesem
Kampf teilgenommen zu haben. Es
war der korrekteste und ehrlichste
Kampf eines Volkes für seine Freiheit
und gleichzeitig auch eine Schlacht
zur Rettung Europas vor der faschisti-
schen Diktatur. Hätten wir gewonnen,
wäre der Lauf der Geschichte verän-
dert worden, die ganze militärische
Situation in Europa hätte einen
andern Verlauf genommen und un-
endlich viel Leid wäre vermieden
worden.»

Und heute?
«Meine Sicht der Welt hat sich nicht

verändert. Sagen Sie mir nicht, dass es
der Welt heute gut geht. Es geht ihr
schlechter. Und was für mich schlimm
ist: Wir haben nicht mehr wirklich
eine Hoffnung, die Dinge noch än-
dern zu können. Das ist es, was fehlt.
Früher haben wir daran geglaubt, das
wir etwas tun können, wir haben auch
Hoffnungen in die Sowjetunion ge-
setzt, wir waren überzeugt, dass eine
neue Welt am Werden ist, eine Gesell-
schaft der Gerechtigkeit. Das war eine
grosse Motivation.»

Doch Eolo lacht und fügt gleich an:
«Mein Pessimismus hat natürlich mit
meinem Alter zu tun: Ich weiss, dass
ich zu meinen Lebzeiten keine ge-
rechtere und menschlichere Welt
mehr werde entstehen sehen. Zum
Glück kennt die Jugend diesen Pessi-
mismus nicht.  Wäre ich noch jung,
wäre ich ganz klar ein Mensch der Be-
wegung, ein Mensch der Aktion. Die
Welt muss verändert werden.»
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